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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/1115 DES RATES 

vom 10. August 2018 

zur Durchführung des Artikels 20 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/735 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Lage in Südsudan 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2015/735 des Rates vom 7. Mai 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in Südsudan und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 748/2014 (1), insbesondere auf Artikel 20 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 7. Mai 2015 die Verordnung (EU) 2015/735 angenommen. 

(2)  Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 13. Juli 2018 die Resolution 2428 (2018) angenommen, mit 
der insbesondere zwei Personen in die Liste der Personen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen 
unterliegen, aufgenommen werden. Diese Personen sollten daher in Anhang I der Verordnung (EU) 2015/735 
aufgenommen werden. Da diese zwei Personen bereits in Anhang II der Verordnung (EU) 2015/735 benannt 
wurden, sollten sie aus Anhang II der Verordnung (EU) 2015/735 gestrichen werden, damit sie in Anhang I 
benannt werden. 

(3)  Die Anhänge I und II der Verordnung (EU) 2015/735 sollten daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) 2015/735 wird gemäß Anhang I dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Anhang II der Verordnung (EU) 2015/735 wird gemäß Anhang II dieser Verordnung geändert. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 10. August 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. BLÜMEL  
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ANHANG I 

Die folgenden Personen werden in die Liste im Anhang I der Verordnung (EU) 2015/735 aufgenommen: 

„7. Malek REUBEN RIAK RENGU (alias: a) Malek Ruben) 

Titel: Generalleutnant 

Funktion: a) Stellvertretender Generalstabschef für Logistik, b) Stellvertretender Stabschef der Verteidigungskräfte und 
Generalinspekteur der Regierungsarmee 

Geburtsdatum: 1. Januar 1960 

Geburtsort: Yei, Südsudan 

Staatsangehörigkeit: Südsudan 

Tag der Benennung durch die VN: 13. Juli 2018 

Sonstige Angaben: Als Stellvertretender Stabschef der SPLA für Logistik war Riak einer der ranghohen Amtsträger der 
Regierung Südsudans, die 2015 eine Offensive im Bundesstaat Unity planten und beaufsichtigten, die weitreichende 
Zerstörungen und die Vertreibung großer Bevölkerungsteile zur Folge hatte. 

Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die 
Aufnahme in die Liste: 

Malek Ruben Riak wurde am 13. Juli 2018 gemäß Ziffer 6, Ziffer 7 Buchstabe a und Ziffer 8 der Resolution 
2206 (2015), die in der Resolution 2418 (2018) bekräftigt wurden, in die Liste aufgenommen wegen ‚Handlungen oder 
Politiken, die den Frieden, die Sicherheit oder die Stabilität Südsudans bedrohen‘; ‚Handlungen oder Politiken, die die 
Ausweitung oder Verlängerung des Konflikts im Südsudan […] bezwecken oder bewirken‘ und als Anführer ‚einer 
Einrichtung […], einschließlich jeder südsudanesischen Regierung, Opposition, Miliz oder sonstigen Gruppe, die eine der 
in den Ziffern 6 und 7 beschriebenen Aktivitäten begangen hat oder deren Mitglieder eine solche begangen haben‘ und 
gemäß Ziffer 14 Buchstabe e dieser Resolution wegen der ‚Planung, Steuerung oder Begehung sexueller und geschlechts­
spezifischer Gewalthandlungen in Südsudan‘. 

Laut dem Bericht der Sachverständigengruppe für Südsudan vom Januar 2016 (S/2016/70) gehörte Riak einer Gruppe 
ranghoher Sicherheitsbeamter an, die ab Januar 2015 eine Offensive gegen die SPLM-IO im Bundesstaat Unity planten 
und anschließend die Durchführung dieser Offensive ab Ende April 2015 beaufsichtigten. Anfang 2015 begann die 
Regierung Südsudans, Jugendliche der Bul Nuer zu bewaffnen, um ihre Teilnahme an der Offensive zu fördern. Die 
meisten Jugendlichen der Bul Nuer hatten bereits Zugang zu AK-Sturmgewehren, doch für die Fortführung ihrer Einsätze 
war Munition entscheidend. Die Sachverständigengruppe berichtete, dass Beweise, einschließlich Aussagen militärischer 
Quellen, vorlägen, wonach Gruppen von Jugendlichen vom Hauptquartier der SPLA speziell für die Offensive mit 
Munition beliefert worden seien. Riak war zu dieser Zeit der Stellvertretende Stabschef der SPLA für Logistik. Die 
Offensive führte zur systematischen Zerstörung von Dörfern und Infrastruktur, zur Vertreibung der lokalen Bevölkerung, 
zur wahllosen Tötung und Folterung von Zivilpersonen, zum weit verbreiteten Einsatz sexueller Gewalt, auch gegen 
ältere Menschen und Kinder, zur Entführung und Einziehung von Kindern als Soldaten und zur Vertreibung großer 
Bevölkerungsteile. Nach der weitgehenden Zerstörung des südlichen und des zentralen Teils des Bundesstaates 
veröffentlichten zahlreiche Medien und humanitäre Organisationen sowie die Mission der Vereinten Nationen in 
Südsudan (UNMISS) Berichte über das Ausmaß der begangenen Rechtsverletzungen. 

8. Paul MALONG AWAN (alias: a) Paul Malong Awan Anei, b) Paul Malong, c) Bol Malong) 

Titel: General 

Funktion: a) Ehemaliger Stabschef der Sudanesischen Volksbefreiungsarmee (SPLA), b) Ehemaliger Gouverneur des 
Bundesstaats Northern Bahr el-Ghazal 

Geburtsdatum: a) 1962, b) 4. Dezember 1960, c) 12. April 1960 

Geburtsort: Malualkon, Südsudan 

Staatsangehörigkeit: a) Südsudan, b) Uganda 

Reisepass-Nr.: a) Südsudan: Nr. S00004370, b) Südsudan: Nr. D00001369, c) Sudan: Nr. 003606, d) Sudan: Nr. 00606, 
e) Sudan: Nr. B002606 

Tag der Benennung durch die VN: 13. Juli 2018 

Sonstige Angaben: Als Generalstabschef der SPLA weitete Malong den Konflikt in Südsudan durch Verstöße gegen das 
Abkommen über die Einstellung der Feindseligkeiten und das Abkommen von 2015 über die Beilegung des Konflikts in 
der Republik Südsudan aus oder verlängerte ihn. Berichten zufolge leitete er Versuche, den Oppositionsführer Riek 
Machar zu töten. Er befahl Einheiten der SPLA, den Transport humanitärer Hilfsgüter zu verhindern. Unter der Führung 
Malongs griff die SPLA Zivilpersonen, Schulen und Krankenhäuser an und vertrieb Zivilpersonen, ließ sie verschwinden, 
nahm willkürliche Inhaftierungen von Zivilpersonen vor und folterte und vergewaltigte. Malong mobilisierte die 
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Dinka-Stammesmiliz Mathiang Anyoor, die Kindersoldaten einsetzt. Unter seiner Führung schränkte die SPLA den 
Zugang der UNMISS, der Gemeinsamen Überwachungs- und Evaluierungskommission und des Mechanismus zur 
Überwachung der Waffenruhe und der Einhaltung der Übergangs-Sicherheitsbestimmungen zu Orten ein, an denen sie 
Rechtsverletzungen untersuchen und dokumentieren wollten. 

Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die 
Aufnahme in die Liste: 

Paul Malong Awan wurde am 13. Juli 2018 gemäß Ziffer 6, Ziffer 7 Buchstaben a, b, c, d, f und Ziffer 8 der Resolution 
2206 (2015), die in Resolution 2418 (2018) bekräftigt wurden, in die Liste aufgenommen wegen ‚Handlungen oder 
Politiken, die die Ausweitung oder Verlängerung des Konflikts in Südsudan oder die Behinderung der Aussöhnung oder 
von Friedensgesprächen oder -prozessen bezwecken oder bewirken, einschließlich Verstößen gegen das Abkommen über 
die Einstellung der Feindseligkeiten‘; ‚Handlungen oder Politiken, die die Übergangsabkommen gefährden oder den 
politischen Prozess in Südsudan untergraben‘; ‚gezielte[r] Angriffe auf Zivilpersonen, namentlich Frauen und Kinder, 
durch die Begehung von Gewalthandlungen (darunter Tötung, Verstümmelung, Folter oder Vergewaltigung oder andere 
sexuelle Gewalt), Entführungen, Verschwindenlassen, Vertreibung oder Angriffe auf Schulen, Krankenhäuser, religiöse 
Stätten oder Orte, an denen Zivilpersonen Zuflucht suchen, oder durch Handlungen, die schwere Menschenrechts­
übergriffe oder -verletzungen oder Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht darstellen‘; der ‚Planung, Steuerung oder 
Begehung von Handlungen in Südsudan, die gegen die anwendbaren internationalen Menschenrechtsnormen oder das 
anwendbare humanitäre Völkerrecht verstoßen, oder von Handlungen, die Menschenrechtsübergriffe darstellen‘; des 
‚Einsatz[es] oder [der] Einziehung von Kindern durch bewaffnete Gruppen oder bewaffnete Kräfte im Zusammenhang 
mit dem bewaffneten Konflikt in Südsudan‘; ‚der Behinderung der Tätigkeit der internationalen Friedenssicherungs-, 
diplomatischen oder humanitären Missionen in Südsudan, einschließlich des Überwachungs- und Verifikationsme­
chanismus der Zwischenstaatlichen Behörde für Entwicklung, oder der Bereitstellung oder Verteilung humanitärer Hilfe 
oder des Zugangs dazu‘ und als Anführer ‚einer Einrichtung […], einschließlich jeder südsudanesischen Regierung, 
Opposition, Miliz oder sonstigen Gruppe, die eine der in den Ziffern 6 und 7 beschriebenen Aktivitäten begangen hat 
oder deren Mitglieder eine solche begangen haben‘. 

Malong diente vom 23. April 2014 bis Mai 2017 als Generalstabschef der SPLA. In seiner früheren Stellung als 
Generalstabschef weitete Malong den Konflikt in Südsudan durch Verstöße gegen das Abkommen über die Einstellung 
der Feindseligkeiten und das Abkommen von 2015 über die Beilegung des Konflikts in der Republik Südsudan aus oder 
verlängerte ihn. Anfang August 2016 leitete Malong Berichten zufolge Versuche, den südsudanesischen 
Oppositionsführer Riek Machar zu töten. Malong setzte sich wissentlich über die Weisungen von Präsident Salva Kiir 
hinweg und ordnete die mit Panzern, Kampfhubschraubern und Infanterie geführten Angriffe vom 10. Juli 2016 auf den 
Wohnsitz Machars und die Basis ‚Dschebel‘ der Sudanesischen Volksbefreiungsbewegung in Opposition (SPLM-IO) an. 
Malong beaufsichtigte persönlich vom Hauptquartier der SPLA aus die Versuche, Machar abzufangen. Anfang August 
2016 wollte Malong, dass die SPLA den mutmaßlichen Aufenthaltsort Machars sofort angriff, und er informierte die 
Befehlshaber der SPLA, dass Machar nicht lebend zu ergreifen sei. Darüber hinaus deuten Informationen darauf hin, dass 
Malong Anfang 2016 Einheiten der SPLA befahl, den Transport humanitärer Hilfsgüter über den Nil zu verhindern, wo 
Zehntausende Zivilpersonen Hunger litten, und behauptete, die Nahrungsmittelhilfe würde nicht an Zivilpersonen, 
sondern an Milizen geleitet. Aufgrund der Befehle Malongs konnten Nahrungsmittellieferungen mindestens zwei Wochen 
lang den Nil nicht überqueren. 

Während seiner gesamten Amtszeit als Generalstabschef der SPLA war Malong für die Begehung schwerer Rechtsver­
letzungen, darunter Angriffe auf Zivilpersonen, Vertreibungen, Verschwindenlassen, willkürliche Inhaftierungen, Folter 
und Vergewaltigung, durch die SPLA und die mit ihr verbündeten Kräfte verantwortlich. Unter der Führung Malongs 
startete die SPLA gezielte Angriffe auf die Zivilbevölkerung und tötete vorsätzlich unbewaffnete und fliehende 
Zivilpersonen. Allein im Gebiet Yei dokumentierten die Vereinten Nationen zwischen Juli 2016 und Januar 2017 
114 Tötungen von Zivilpersonen durch die SPLA und die mit ihr verbündeten Kräfte. Die SPLA griff vorsätzlich Schulen 
und Krankenhäuser an. Im April 2017 befahl Malong der SPLA angeblich, alle Menschen, einschließlich Zivilpersonen, 
aus dem Umkreis von Wau zu entfernen. Berichten zufolge hielt Malong die Truppen der SPLA nicht dazu an, 
Zivilpersonen nicht zu töten, und Personen, die verdächtigt wurden, Rebellen zu verstecken, wurden als legitime Ziele 
angesehen. 

Einem Bericht der Untersuchungskommission der Afrikanischen Union für Südsudan vom 15. Oktober 2014 zufolge 
war Malong für die Massenmobilisierung der Dinka-Stammesmiliz Mathiang Anyoor verantwortlich, die, wie vom 
Mechanismus zur Überwachung der Waffenruhe und der Einhaltung der Übergangs-Sicherheitsbestimmungen 
dokumentiert, Kindersoldaten einsetzt. 

Unter Malongs Führung der SPLA schränkten die Regierungskräfte regelmäßig den Zugang der UNMISS, der 
Gemeinsamen Überwachungs- und Evaluierungskommission und des Mechanismus zur Überwachung der Waffenruhe 
und der Einhaltung der Übergangs-Sicherheitsbestimmungen ein, wenn diese Rechtsverletzungen zu untersuchen und zu 
dokumentieren suchten. So versuchte beispielsweise am 5. April 2017 eine gemeinsame Patrouille der Vereinten 
Nationen und des Mechanismus zur Überwachung der Waffenruhe und der Einhaltung der Übergangs-Sicherheitsbe­
stimmungen, Zugang nach Pajok zu erlangen, wurde jedoch von Soldaten der SPLA abgewiesen.“  
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ANHANG II 

Die Einträge zu folgenden Personen werden aus Anhang II der Verordnung (EU) 2015/735 gestrichen: 

—   1. Paul Malong; 

—   3. Malek Reuben Riak.  
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VERORDNUNG (EU) 2018/1116 DES RATES 

vom 10. August 2018 

zur Änderung der Verordnung (EU) 2015/735 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 
Südsudan 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss (GASP) 2015/740 des Rates vom 7. Mai 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen und zur Aufhebung des Beschlusses 2014/449/GASP (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EU) 2015/735 des Rates (2) werden die im Beschluss (GASP) 2015/740 vorgesehenen 
Maßnahmen umgesetzt. 

(2)  Am 13. Juli 2018 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die Resolution 2428 (2018) angenommen, in der 
er seine tiefe Besorgnis darüber, dass die Staatsführung Südsudans es versäumt hat, den Feindseligkeiten im Lande 
ein Ende zu setzen, zum Ausdruck bringt, die anhaltenden eklatanten Verstöße gegen das Abkommen über die 
Beilegung des Konflikts in der Republik Südsudan vom 17. August 2015, das Abkommen über die Einstellung 
der Feindseligkeiten, den Schutz der Zivilbevölkerung und den Zugang für humanitäre Hilfe vom 21. Dezember 
2017 sowie die Erklärung von Khartum vom 27. Juni 2018 verurteilt und die mit der Resolution 2206 (2015) 
verhängten Maßnahmen gegen Südsudan verstärkt. 

(3) Der VN-Sicherheitsrat hat unter anderem die Ausnahmen von dem Waffenembargo und der damit zusammen­
hängenden technischen und finanziellen Hilfe sowie die Kriterien für die Benennung von Personen und 
Einrichtungen, die dem Einfrieren von Vermögenswerten unterliegen, geändert. 

(4)  Mit dem Beschluss (GASP) 2018/1125 des Rates (3) wurde der Beschluss (GASP) 2015/740 geändert, um die mit 
der Resolution 2428 (2018) des VN-Sicherheitsrats verhängten neuen Maßnahmen umzusetzen. 

(5)  Diese Maßnahmen fallen in den Geltungsbereich des Vertrags, und daher sind für ihre Umsetzung, insbesondere 
zur Gewährleistung ihrer einheitlichen Anwendung in allen Mitgliedstaaten, Rechtsvorschriften auf Ebene der 
Union erforderlich. 

(6)  Die Verordnung (EU) 2015/735 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) 2015/735 wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 2 

Es ist verboten,  

(1) natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Südsudan oder zur Verwendung in 
Südsudan unmittelbar oder mittelbar technische Hilfe, Vermittlungsdienste oder andere Dienste im 
Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten und der Bereitstellung, Herstellung, Instandhaltung und 
Verwendung von Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern aller Art, einschließlich Waffen und Munition, 
Militärfahrzeugen und -ausrüstung, paramilitärischer Ausrüstung und entsprechender Ersatzteile, zu leisten;  

(2) natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Südsudan oder zur Verwendung in 
Südsudan unmittelbar oder mittelbar Finanzmittel oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit militärischen 
Aktivitäten, einschließlich insbesondere Zuschüssen, Darlehen und Ausfuhrkreditversicherungen sowie 
Versicherungen und Rückversicherungen für den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von 
Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern oder für damit verbundene technische Hilfe, Vermittlungsdienste oder 
andere Dienste bereitzustellen; 
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(3) in Südsudan oder zur Verwendung in Südsudan technische Hilfe, Finanzmittel, Finanzhilfen oder 
Vermittlungsdienste im Zusammenhang mit der Bereitstellung von bewaffneten Söldnern zur Verfügung zu 
stellen.“  

2. Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

Die Verbote nach Artikel 2 gelten nicht für die Bereitstellung von Finanzmitteln, Finanzhilfen, technischer Hilfe oder 
Vermittlungsdiensten im Zusammenhang mit 

a)  Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern, die ausschließlich für die Unterstützung des Personals der VN, 
einschließlich der Mission der Vereinten Nationen in der Republik Südsudan (UNMISS) und der Interims- 
Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen für Abyei (UNISFA) oder zur Nutzung durch diese bestimmt sind; 

b)  Schutzkleidung, einschließlich kugelsicherer Westen und Militärhelmen, die von Personal der VN, 
Medienvertretern, humanitären Helfern und Entwicklungshelfern sowie zugehörigem Personal ausschließlich zur 
persönlichen Gebrauch vorübergehend nach Südsudan ausgeführt wird.“  

3. Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 4 

(1) Abweichend von Artikel 2 können die zuständigen Behörden die Bereitstellung von Finanzmitteln, 
Finanzhilfen, technischer Hilfe oder Vermittlungsdiensten genehmigen, wenn diese sich auf Folgendes beziehen: 

a)  nichtletale militärische Ausrüstung, die ausschließlich für humanitäre oder Schutzzwecke bestimmt ist, sofern der 
Mitgliedstaat den Sanktionsausschuss im Einklang mit Nummer 6 der Resolution 2428 (2018) vorab unterrichtet 
hat; 

b)  Rüstungsgüter und zugehörige Güter, die vorübergehend von den Streitkräften eines Staates nach Südsudan 
ausgeführt werden, der im Einklang mit dem Völkerrecht ausschließlich und unmittelbar zu dem Zweck tätig 
wird, den Schutz oder die Evakuierung seiner Staatsangehörigen sowie von Personen, für die er konsularische 
Verantwortung in Südsudan hat, zu erleichtern, sofern der Mitgliedstaat den Sanktionsausschuss im Einklang mit 
Nummer 6 der Resolution 2428 (2018) unterrichtet; 

c)  Rüstungsgüter und zugehörige Güter für den Regionalen Einsatzverband der Afrikanischen Union oder zu seiner 
Unterstützung, die ausschließlich für regionale Einsätze gegen die Widerstandsarmee des Herrn bestimmt sind, 
sofern der Mitgliedstaat den Sanktionsausschuss im Einklang mit Nummer 6 der Resolution 2428 (2018) vorab 
unterrichtet hat; 

d)  Rüstungsgüter und zugehörige Güter ausschließlich zur Unterstützung der Umsetzung des Friedensabkommens, 
sofern der Mitgliedstaat im Einklang mit Nummer 6 der Resolution 2428 (2018) vorab die Genehmigung des 
Sanktionsausschusses erhalten hat; 

e)  sonstige Verkäufe oder Lieferungen von sonstigen Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern oder die Bereitstellung 
von Hilfe oder Personal, sofern der Mitgliedstaat im Einklang mit Nummer 6 der Resolution 2428 (2018) des VN- 
Sicherheitsrats vorab die Genehmigung des Sanktionsausschusses erhalten hat. 

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach 
Absatz 1 erteilte Genehmigung.“  

4. Artikel 5 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die Eigentum oder Besitz der in Anhang I aufgeführten 
natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen sind oder von diesen gehalten oder 
kontrolliert werden, werden eingefroren. Anhang I enthält die natürlichen und juristischen Personen, Organisationen 
und Einrichtungen, die nach Feststellung des nach Nummer 16 der Resolution 2206 (2015) eingesetzten Ausschusses 
des VN-Sicherheitsrates (im Folgenden ‚Sanktionsausschuss‘) gemäß den Nummern 6, 7, 8 und 12 der Resolution 
2206 (2015) und Nummer 14 der Resolution 2428 (2018) für Handlungen oder politische Maßnahmen, die den 
Frieden, die Sicherheit oder die Stabilität in Südsudan bedrohen, mittelbar oder unmittelbar verantwortlich sind, 
daran mitbeteiligt waren oder sie vorgenommen haben.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 10. August 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. BLÜMEL  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/1117 DES RATES 

vom 10. August 2018 

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 über restriktive Maßnahmen gegen 
Myanmar/Birma 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 des Rates über restriktive Maßnahmen gegen Myanmar/Birma und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 194/2008 (1), insbesondere auf Artikel 4i, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 2. Mai 2013 die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 angenommen. 

(2)  Der Rat hat am 25. Juni 2018 die Durchführungsverordnung (EU) 2018/898 (2) angenommen, mit der sieben 
Personen zu der Liste der in Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 genannten natürlichen und 
juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, hinzugefügt 
wurden. 

(3)  Es sind aktualisierte Informationen zu mehreren Einträgen in der Liste eingegangen. 

(4)  Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 10. August 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. BLÜMEL  
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ANHANG 

Die Einträge 1, 3, 4 und 5 in der in Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 enthaltenen Liste von Personen und 
Einrichtungen werden durch die folgenden Einträge ersetzt:  

Name Angaben zur Identität Begründung 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

„1. Aung Kyaw 
Zaw 

Geburtsdatum: 
20. August 1961 

Reisepass-Nr. 
DM000826 

Ausstellungsdatum: 
22. November 2011 

Datum des Ablaufs der 
Gültigkeit: 
21. November 2021 

Militärische Kennziffer: 
BC 17444 

Generalleutnant Aung Kyaw Zaw war von August 
2015 bis Ende 2017 Befehlshaber des Büros für 
Sondereinsätze Nr. 3 der Streitkräfte Myanmars 
(Tatmadaw). Das Büro für Sondereinsätze Nr. 3 
überwachte den Kommandobereich West, und in 
diesem Zusammenhang ist Generalleutnant Aung 
Kyaw Zaw für die vom Kommandobereich West 
begangenen Gräueltaten und schweren Men­
schenrechtsverletzungen gegen die Bevölkerungs­
gruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine 
während dieses Zeitraums verantwortlich. Dazu 
zählen rechtswidrige Tötungen, sexuelle Gewalt 
und das systematische Niederbrennen von Häu­
sern und Gebäuden der Rohingya. 

25.6.2018 

3. Than Oo Geburtsdatum: 
12. Oktober 1973 

Militärische Kennziffer: 
BC 25723 

Brigadegeneral Than Oo ist Befehlshaber der 
99. Leichten-Infanterie-Division der Streitkräfte 
Myanmars (Tatmadaw). In diesem Zusammen­
hang ist er verantwortlich für die von der 
99. Leichten-Infanterie-Division begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverlet­
zungen gegen die Bevölkerungsgruppe der Roh­
ingya im Bundesstaat Rakhine während der zwei­
ten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechtswidrige 
Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische 
Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der 
Rohingya. 

25.6.2018 

4. Aung Aung Militärische Kennziffer: 
BC 23750 

Brigadegeneral Aung Aung ist Befehlshaber der 
33. Leichten-Infanterie-Division der Streitkräfte 
Myanmars (Tatmadaw). In diesem Zusammen­
hang ist er verantwortlich für die von der 
33. Leichten-Infanterie-Division begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverlet­
zungen gegen die Bevölkerungsgruppe der Roh­
ingya im Bundesstaat Rakhine während der zwei­
ten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechtswidrige 
Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische 
Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der 
Rohingya. 

25.6.2018 

5. Khin Maung 
Soe  

Brigadegeneral Khin Maung Soe ist Befehlshaber 
des Militärischen Einsatzkommandos 15 — mit­
unter auch als 15. Leichte-Infanterie-Division be­
zeichnet — der Streitkräfte Myanmars (Tatma­
daw), zu der das Infanteriebataillon Nr. 564 
gehört. In diesem Zusammenhang ist er verant­
wortlich für die vom Militärischen Einsatzkom­
mando 15 und insbesondere vom Infanterieba­
taillon Nr. 564 begangenen Gräueltaten und 
schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die 
Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bundes­
staat Rakhine während der zweiten Jahreshälfte 
2017. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen, se­
xuelle Gewalt und das systematische Niederbren­
nen von Häusern und Gebäuden der Rohingya. 

25.6.2018“   
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2018/1118 DER KOMMISSION 

vom 7. Juni 2018 

zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 hinsichtlich der Voraussetzungen für 
eine Verringerung des Betrags der Gesamtsicherheit und die Befreiung von der Sicherheitsleistung 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur 
Festlegung des Zollkodex der Union (1), insbesondere auf Artikel 99 Buchstabe c, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Artikel 95 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 enthält die Voraussetzungen, die ein Wirtschaftsbe­
teiligter erfüllen muss, damit ihm die Leistung einer Gesamtsicherheit zur Sicherung der Zollschuld und anderer 
Abgaben bewilligt werden kann. Artikel 95 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 enthält weitere 
Kriterien, die die Wirtschaftsbeteiligten erfüllen müssen, damit ihnen für eine Zollschuld und andere Abgaben, die 
möglicherweise entstehen, gestattet werden kann, eine Gesamtsicherheit mit verringertem Betrag zu verwenden 
oder von der Sicherheitsleistung befreit zu werden. Eines dieser Kriterien ist das Kriterium der Zahlungs­
fähigkeit (2). Die Zahlungsfähigkeit gilt als nachgewiesen, wenn der Antragsteller sich in einer zufriedenstellenden 
finanziellen Lage befindet, die es ihm erlaubt, seinen Verpflichtungen in Zusammenhang mit der betreffenden 
Tätigkeit nachzukommen. 

(2)  Im Zusammenhang mit einem Antrag auf Verringerung der Gesamtsicherheit oder auf Befreiung von der 
Sicherheitsleistung müssen die Zollbehörden prüfen, ob der Antragsteller in der Lage ist, die Zollschuld und 
andere Abgaben erforderlichenfalls zu begleichen. 

(3)  Artikel 84 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission (3) enthält die Voraussetzungen, die ein 
Wirtschaftsbeteiligter erfüllen muss, damit ihm gestattet werden kann, eine Gesamtsicherheit mit verringertem 
Betrag oder eine Befreiung von der Sicherheitsleistung zu verwenden. Zusätzlich zu den anderen auf der 
Grundlage des Kriteriums der Zahlungsfähigkeit festgelegten Voraussetzungen muss der Antragsteller nachweisen, 
dass er über ausreichende finanzielle Mittel verfügt, um seinen Verpflichtungen im Zusammenhang mit der 
Zollschuld und anderen Abgaben, die möglicherweise entstehen und von der Sicherheitsleistung nicht abgedeckt 
sind, nachzukommen. Die praktischen Erfahrungen bei der Umsetzung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 und 
der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 zeigen jedoch, dass diese Voraussetzung zu restriktiv ist, da ihre 
Auslegung dahin gehend eingegrenzt wird, ob die erforderliche Liquidität vorhanden ist. Liquidität bedeutet nicht 
immer die alleinige Fähigkeit eines Wirtschaftsbeteiligten, die Zollschuld oder andere Abgaben, die von der 
Sicherheit nicht abgedeckt sind, zu begleichen. Auch andere Elemente wie Vermögenswerte, die leicht 
konvertierbar sind, könnten berücksichtigt werden. Es ist daher notwendig, das Element Liquidität als 
eigenständige Voraussetzung zu streichen und zu präzisieren, sodass die Bewertung der Fähigkeit des Wirtschafts­
beteiligten, seinen Verpflichtungen zur Begleichung der Zollschuld und anderer Abgaben, die von der Sicherheit 
nicht abgedeckt sind, nachzukommen, bei der Bewertung der finanziellen Leistungsfähigkeit des Antragstellers 
mit berücksichtigt wird. 

(4)  Zugleich und um eine einheitliche Anwendung dieser Vorschriften zu gewährleisten, muss klargestellt werden, 
dass die Bewertung der Voraussetzung „ausreichende finanzielle Leistungsfähigkeit“ in Bezug auf die Fähigkeit des 
Wirtschaftsbeteiligten zur Begleichung der Zollschuld und anderer Abgaben, die möglicherweise entstehen und 
von der Sicherheitsleistung nicht abgedeckt sind, speziell für die Bewertung der Anträge auf Bewilligung einer 
Gesamtsicherheit mit verringertem Betrag oder einer Befreiung von der Sicherheitsleistung (Vereinfachung) 
herangezogen wird. Dies ist notwendig, um die Grenzen dieser Bewertung im Rahmen der Gesamtsicherheiten 
mit allen Ebenen der Verringerung festzulegen. 

(5)  In Fällen, in denen der gemäß Artikel 155 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission (4) 
festgesetzte Referenzbetrag angesichts der Höhe der Zollschulden, die möglicherweise entstehen, unverhält­
nismäßig wäre, muss den Zollbehörden die Möglichkeit eingeräumt werden, das Risiko des Entstehens der 
Zollschuld nach ihrem Ermessen zu berücksichtigen, um über den Umfang der Verringerung zu entscheiden. 
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(6)  Es gilt klarzustellen, dass Bewertungsverfahren für zugelassene Wirtschaftsbeteiligte gemäß Artikel 38 Absatz 5 
der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zwar nicht wiederholt werden müssen, die Zollbehörden aber weiterhin die 
Möglichkeit haben, vor Bewilligung bestimmter Vereinfachungen, die ein zugelassener Wirtschaftsbeteiligter in 
Anspruch nehmen möchte, die Einhaltung der besonderen Anforderungen für die betreffende Vereinfachung zu 
prüfen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 84 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 wird wie folgt geändert:  

1. Absatz 1 Buchstabe f wird gestrichen;  

2. Absatz 2 Buchstabe g wird gestrichen;  

3. Absatz 3 Buchstabe l wird gestrichen;  

4. die folgenden Absätze 3a und 3b werden eingefügt: 

„(3a) Bei der Prüfung, ob der Antragsteller über eine ausreichende finanzielle Leistungsfähigkeit verfügt, sodass eine 
Bewilligung für die Anwendung einer Gesamtsicherheit mit verringertem Betrag oder eine Befreiung von der 
Sicherheitsleistung gemäß Absatz 1 Buchstabe e, Absatz 2 Buchstabe f und Absatz 3 Buchstabe k erteilt werden 
kann, berücksichtigen die Zollbehörden, ob der Antragsteller seinen Verpflichtungen zur Begleichung seiner 
Zollschulden und anderer Abgaben, die möglicherweise entstehen und von der Sicherheitsleistung nicht abgedeckt 
sind, nachkommen kann. 

In begründeten Fällen können die Zollbehörden dem Risiko des Entstehens solcher Zollschulden und anderer 
Abgaben in Bezug auf die Art und den Umfang der zollrelevanten Geschäftstätigkeiten des Antragstellers und die Art 
der Waren, für die die Sicherheitsleistung verlangt wird, Rechnung tragen. 

(3b) Wurde die Voraussetzung der ausreichenden finanziellen Leistungsfähigkeit als Modalität für die Anwendung 
des in Artikel 39 Buchstabe c des Zollkodex genannten Kriteriums bereits bewertet, so überprüfen die Zollbehörden 
lediglich, ob die finanzielle Leistungsfähigkeit des Antragstellers die Erteilung einer Bewilligung zur Verwendung einer 
Gesamtsicherheit mit verringertem Betrag oder zur Befreiung von der Sicherheitsleistung rechtfertigt.“  

5. Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ist der Antragsteller seit weniger als drei Jahren ansässig, wird die Erfüllung der Voraussetzungen gemäß 
Absatz 1 Buchstaben d und e, Absatz 2 Buchstaben e und f und Absatz 3 Buchstaben j und k anhand der 
verfügbaren Aufzeichnungen und Informationen beurteilt.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 7. Juni 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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VERORDNUNG (EU) 2018/1119 DER KOMMISSION 

vom 31. Juli 2018 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 im Hinblick auf erklärte Ausbildungsorgani­
sationen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Februar 2008 zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europäischen Agentur für 
Flugsicherheit, zur Aufhebung der Richtlinie 91/670/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der 
Richtlinie 2004/36/EG (1), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Anhang VII (Teil-ORA) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission (2) müssen Organisationen für 
die Pilotenausbildung ein Managementsystem einrichten und aufrechterhalten, das auch die Überwachung der 
Einhaltung und ein Sicherheitsmanagementsystem beinhaltet. Die Gesamtorganisation sowie ihre Prozesse, 
Verfahren und Tätigkeiten müssen in einer detaillierten Dokumentation (Handbücher) dargelegt werden. 

(2)  Anhang VII (Teil-ORA) bildet eine geeignete Rechtsgrundlage für die Zertifizierung von Organisationen, die 
Ausbildungen mit dem Ziel der Erteilung einer Lizenz für Berufspiloten anbieten. Die in diesem Teil festgelegten 
Anforderungen sind jedoch für Organisationen, die Ausbildungen anbieten, die dem ausschließlichen Zweck 
dienen, Pilotenlizenzen für nichtgewerbliche Tätigkeiten und bestimmte Berechtigungen sowie Rechte und 
Zeugnisse zu erhalten, im Hinblick auf die diesen Organisationen entstehenden Kosten, Art und Umfang der 
Tätigkeiten dieser Organisationen sowie die Risiken und den Nutzen für die Flugsicherheit unnötig aufwendig und 
unverhältnismäßig. Daher hat die Europäische Agentur für Flugsicherheit in ihrem Fahrplan für die allgemeine 
Luftfahrt (3) auf die Notwendigkeit hingewiesen, ein einfacheres System für diese Organisationen zu entwickeln. 

(3)  Diese Organisationen sollten speziell für sie geltenden Anforderungen genügen, nicht aber verpflichtet sein, eine 
vorherige Genehmigung der zuständigen Behörde einzuholen. Stattdessen sollte ihnen gestattet sein, gegenüber 
der zuständigen Behörde zu erklären, dass sie die für sie geltenden Anforderungen erfüllen. 

(4)  Die speziell für solche erklärten Ausbildungsorganisationen („declared training organisations“, DTO) geltenden 
Anforderungen sollten vereinfachte Sicherheitsverfahren beinhalten, die sowohl den geringeren Risiken, mit denen 
nichtgewerblich tätige Piloten konfrontiert sind, als auch der Notwendigkeit Rechnung tragen, dass die 
zuständigen Behörden eine angemessene Aufsicht ausüben können. Im Interesse der Sicherheit sollten zudem 
Vorschriften vorgesehen werden, die die Einreichung von Ausbildungsprogrammen und der zugehörigen 
Erklärung bei der zuständigen Behörde, das Führen von Aufzeichnungen, die Überwachung der Einhaltung im 
Rahmen einer jährlichen internen Überprüfung sowie die Ernennung eines DTO-Sicherheitsbeauftragten regeln. 

(5)  Aus den gleichen Gründen sollten auch die in Anhang VI (Teil-ARA) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 
festgelegten Vorschriften für die Aufsicht und Durchsetzung im Hinblick auf die DTO geändert werden, um 
sicherzustellen, dass sie verhältnismäßig und hinreichend flexibel sind, auf einem Risikokonzept basieren und mit 
den speziell für die DTO geltenden Anforderungen im Einklang stehen. 

(6)  Zudem sollten auch einige andere Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 in Bezug auf 
Organisationen für die Pilotenausbildung geändert werden, um vor allem für Klarheit zu sorgen, nicht mehr 
relevante Übergangsbestimmungen zu streichen und Anhang I (Teil-FCL) jener Verordnung anzupassen, damit 
dieser sowohl zugelassene als auch erklärte Ausbildungsorganisationen umfasst. 

(7)  Für die Einführung der Maßnahmen zur Vermeidung und Beendigung von außer Kontrolle geratenen 
Flugzuständen sollte zusätzliche Zeit vorgesehen werden. 

(8)  Die Europäische Agentur für Flugsicherheit hat einen Entwurf der Durchführungsbestimmungen ausgearbeitet 
und der Kommission als Stellungnahme Nr. 11/2016 nach Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 übermittelt. 

(9)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des nach Artikel 65 der 
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 eingesetzten Ausschusses — 
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(2) Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission vom 3. November 2011 zur Festlegung technischer Vorschriften und von 

Verwaltungsverfahren in Bezug auf das fliegende Personal in der Zivilluftfahrt gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 311 vom 25.11.2011, S. 1). 

(3) http://www.easa.europa.eu/easa-and-you/general-aviation 

http://www.easa.europa.eu/easa-and-you/general-aviation


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 wird wie folgt geändert:  

1. In Artikel 2 werden folgende Begriffsbestimmungen eingefügt:  

„14. ‚annehmbare Nachweisverfahren‘ (acceptable means of compliance, AMC) bezeichnen von der Agentur 
festgelegte unverbindliche Standards, die veranschaulichen, in welcher Weise die Einhaltung der Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 und ihrer Durchführungsbestimmungen erreicht werden kann;  

15. ‚alternative Nachweisverfahren‘ (alternative means of compliance, AltMoC) bezeichnen Nachweisverfahren, die 
eine Alternative zu bestehenden AMC darstellen oder neue Verfahren vorschlagen, mit denen die Einhaltung der 
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 und ihrer Durchführungsbestimmungen erreicht werden kann, für die die 
Agentur keine entsprechenden AMC festgelegt hat;  

16. ‚zugelassene Ausbildungsorganisation‘ (approved training organisation, ATO) bezeichnet eine Organisation, die 
berechtigt ist, auf der Grundlage einer nach Artikel 10a Absatz 1 erster Unterabsatz erteilten Zulassung Piloten 
auszubilden;  

17. ‚Übungsgerät für die Grundlagen des Instrumentenfluges‘ (basic instrument training device, BITD) bezeichnet ein 
Boden-Übungsgerät für die Ausbildung von Piloten, das die Flugschülerstation einer Klasse von Flugzeugen 
repräsentiert und das bildschirmbasierte Gerätekonsolen und federbelastete Flugsteuerungen enthalten kann, die 
eine Übungsplattform zumindest für die Verfahrensaspekte des Instrumentenflugs bieten;  

18. ‚Zulassungsspezifikationen‘ (Certification Specifications, CS) bezeichnen von der Agentur angenommene 
technische Standards, die die von einer Organisation für Zulassungszwecke zu verwendenden Mittel angeben;  

19. ‚Fluglehrer‘ (Flight Instructor, FI) bezeichnet einen Lehrberechtigten mit dem Recht zur Durchführung einer 
Ausbildung nach Anhang I (Teil-FCL) Abschnitt J in Luftfahrzeugen;  

20. ‚Flugsimulationsübungsgerät‘ (Flight Simulation Training Device, FSTD) bezeichnet ein Gerät für die Ausbildung 
von Piloten, das 

a)  im Falle von Flugzeugen ein Flugsimulator (Full Flight Simulator, FFS), ein Flugübungsgerät (Flight Training 
Device, FTD), ein Flug- und Navigationsverfahrens-Übungsgerät (Flight and Navigation Procedures Trainer, 
FNPT) oder ein Übungsgerät für die Grundlagen des Instrumentenflugs (Basic Instrument Training Device, 
BITD) ist; 

b)  im Falle von Hubschraubern ein Flugsimulator (Full Flight Simulator, FFS), ein Flugübungsgerät (Flight 
Training Device, FTD) oder ein Flug- und Navigationsverfahrens-Übungsgerät (Flight and Navigation 
Procedures Trainer, FNPT) ist; 

21. ‚FSTD-Qualifikation‘ bezeichnet die Ebene der technischen Leistungsfähigkeit eines FSTD wie in der Zulassungs­
spezifikation für das betreffende FSTD definiert;  

22. ‚Hauptgeschäftssitz‘ (principle place of business) einer Organisation bezeichnet den Hauptsitz oder eingetragenen 
Sitz der Organisation, in dem die hauptsächlichen Finanzfunktionen und die betriebliche Kontrolle der 
Tätigkeiten, auf die in dieser Verordnung Bezug genommen wird, ausgeübt werden;  

23. ‚Qualifizierungshandbuch‘ (Qualification Test Guide, QTG) bezeichnet ein Dokument, das für den Nachweis 
erstellt wurde, dass die Leistungs- und Handhabungseigenschaften eines FSTD denjenigen des simulierten 
Luftfahrzeugs, der simulierten Flugzeugklasse oder des simulierten Hubschraubermusters innerhalb der 
vorgeschriebenen Grenzen entsprechen und alle einschlägigen Anforderungen erfüllt wurden. Das QTG enthält 
die Daten des Luftfahrzeugs, der Flugzeugklasse oder des Hubschraubermusters und die FSTD-Daten, die für die 
Validierung herangezogen wurden;  

24. ‚erklärte Ausbildungsorganisation‘ (Declared Training Organisation, DTO) bezeichnet eine Organisation, die 
berechtigt ist, auf der Grundlage einer nach Artikel 10a Absatz 1 zweiter Unterabsatz abgegebenen Erklärung 
Piloten auszubilden;  

25. ‚DTO-Ausbildungsprogramm‘ (DTO training programme) bezeichnet ein von einer DTO ausgestelltes 
Dokument, in dem der von dieser DTO angebotene Lehrgang im Einzelnen dargelegt wird.“  

2. Artikel 10a wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Nach Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 sind Organisationen nur dann berechtigt, 
Piloten auszubilden, die mit dem Führen eines in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben b und c der Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 aufgeführten Luftfahrzeugs befasst sind, wenn ihnen von der zuständigen Behörde eine Zulassung 
erteilt wurde, in der bestätigt wird, dass sie den in Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 genannten 
grundlegenden Anforderungen und den Anforderungen von Anhang VII jener Verordnung genügen. 
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Abweichend von Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 und dem ersten Unterabsatz dieses 
Absatzes sind Organisationen jedoch berechtigt, die unter Punkt DTO.GEN.110 von Anhang VIII dieser 
Verordnung genannte Ausbildung ohne diese Zulassung anzubieten, wenn sie gegenüber der zuständigen Behörde 
eine Erklärung entsprechend den unter Punkt DTO.GEN.115 dieses Anhangs genannten Anforderungen abgegeben 
haben und die zuständige Behörde, falls nach Punkt DTO.GEN.230(c) dieses Anhangs vorgeschrieben, das 
Ausbildungsprogramm genehmigt hat.“ 

b)  Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) JAR-gemäße Ausbildungsorganisationen, die vor dem 8. April 2015 eingetragen wurden, dürfen bis zum 
8. April 2019 Ausbildungen für eine Teil-FCL-Privatpilotenlizenz (PPL), für die entsprechenden in der Eintragung 
enthaltenen Berechtigungen und für eine Pilotenlizenz für Leichtluftfahrzeuge (LAPL) durchführen, ohne den 
Bestimmungen der Anhänge VII und VIII zu genügen.“  

3. Artikel 12 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 2a erhält folgende Fassung: 

„(2a) Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten entscheiden, folgende Bestimmungen bis zum 
8. April 2020 nicht anzuwenden:  

1. die Bestimmungen des Anhangs I zu Pilotenlizenzen für Segelflugzeuge und Ballone;  

2. die Bestimmungen der Anhänge VII und VIII zu Ausbildungsorganisationen, die nur Ausbildungen zur 
Erteilung einer nationalen Lizenz durchführen, die gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 1178/2011 in eine Teil-FCL-Leichtluftfahrzeug-Pilotenlizenz für Segelflugzeuge oder Ballone (LAPL), eine 
Teil-FCL-Pilotenlizenz für Segelflugzeuge (SPL) oder eine Teil-FCL-Pilotenlizenz für Ballone (BPL) umgewandelt 
werden kann;  

3. die Bestimmungen von Abschnitt B des Anhangs I.“ 

b)  Ein neuer Absatz 8 mit folgendem Wortlaut wird eingefügt: 

„(8) Abweichend von Absatz 1 finden Punkt FCL.315.A, Punkt FCL.410.A Buchstabe a Satz 2 und 
Punkt FCL.725.A Buchstabe c von Anhang I (Teil-FCL) ab dem 8. April 2019 Anwendung.“  

4. Anhang I wird entsprechend Anhang I dieser Verordnung geändert.  

5. Anhang VI wird entsprechend Anhang II dieser Verordnung geändert.  

6. Anhang VII wird entsprechend Anhang III dieser Verordnung geändert.  

7. Der in Anhang IV dieser Verordnung aufgeführte Anhang VIII wird angefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 31. Juli 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 (Teil-FCL) wird wie folgt geändert:  

1. In Punkt FCL.010 wird die Begriffsbestimmung „Übungsgerät für die Grundlagen des Instrumentenfluges (BITD)“ 
gestrichen.  

2. Punkt FCL.025 wird wie folgt geändert: 

a)  In Buchstabe a erhalten die Nummern 2 und 3 folgende Fassung:  

„(2) Bewerber dürfen die Prüfung der Theoriekenntnisse nur ablegen, wenn die erklärte Ausbildungsorganisation 
(DTO), die für ihre Ausbildung verantwortlich ist, eine Empfehlung ausspricht, nachdem sie die 
entsprechenden Teile des Theorieunterrichts auf einem zufrieden stellenden Niveau abgeschlossen haben.  

(3) Die Empfehlung einer DTO oder einer ATO bleibt 12 Monate gültig. Wenn der Bewerber innerhalb dieser 
Gültigkeitsfrist nicht mindestens eine Prüfungsarbeit zum Nachweis der Theoriekenntnisse versucht hat, 
wird die Notwendigkeit einer weiteren Ausbildung von der DTO oder der ATO entsprechend den 
Bedürfnissen des Bewerbers festgestellt.“ 

b)  Buchstabe b wird wie folgt geändert: 

i)  Im ersten Absatz erhält Nummer 3 folgende Fassung: 

„(3)  Wenn ein Bewerber eine der Prüfungsarbeiten zur Prüfung der Theoriekenntnisse nach vier Versuchen 
nicht bestanden hat, oder wenn er nicht alle Arbeiten innerhalb von entweder sechs Sitzungen oder der 
in Nummer 2 genannten Frist bestanden hat, muss er alle Prüfungsarbeiten wiederholen. 

Bevor sich ein Bewerber den Prüfungen der Theoriekenntnisse erneut unterzieht, muss er eine weitere 
Ausbildung bei einer DTO oder ATO durchlaufen. Der erforderliche Umfang der Ausbildung wird von 
der DTO oder ATO auf der Grundlage der Bedürfnisse des Bewerbers festgelegt.“ 

ii)  Der zweite Absatz wird gestrichen.  

3. Punkt FCL.115 erhält folgende Fassung: 

„FCL.115 LAPL — Ausbildungslehrgang 

a)  Bewerber um eine LAPL müssen einen Ausbildungslehrgang bei einer DTO oder einer ATO absolvieren. 

b)  Der Lehrgang muss Theorieunterricht und eine Flugausbildung entsprechend den mit der beantragten LAPL 
verbundenen Rechten umfassen. 

c)  Der Theorieunterricht und die Flugausbildung können bei einer anderen DTO oder ATO absolviert werden als 
der, bei der der Bewerber seine Ausbildung begonnen hat.“  

4. Punkt FCL.110.A Buchstaben b und c erhalten folgende Fassung: 

„b)  Besondere Anforderungen an Bewerber mit einer LAPL(S) oder einer SPL mit TMG-Erweiterung. Bewerber um 
eine LAPL(A), die Inhaber einer LAPL(S) oder einer SPL mit TMG-Erweiterung sind, müssen nach Eintragung der 
TMG-Erweiterung mindestens 21 Flugstunden auf TMGs absolviert haben und die Anforderungen von 
Punkt FCL.135.A Buchstabe a auf Flugzeugen erfüllt haben. 

c)  Anrechnung. Bei Bewerbern, die bereits Erfahrung als PIC besitzen, kann eine Anrechnung auf die 
Anforderungen in Buchstabe a erfolgen. 

Der Umfang der Anrechnung wird von der DTO oder ATO, bei der der Pilot den Ausbildungslehrgang 
absolviert, auf der Grundlage eines Vorab-Testflugs festgelegt, jedoch darf diese in keinem Fall  

(1) die gesamte Flugzeit als PIC überschreiten;  

(2) 50 % der gemäß Buchstabe a erforderlichen Stunden überschreiten;  

(3) die Anforderungen gemäß Buchstabe a Nummer 2 beinhalten.“  

5. Punkt FCL.110.H Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b)  Anrechnung. Bei Bewerbern, die bereits Erfahrung als PIC besitzen, kann eine Anrechnung auf die 
Anforderungen in Buchstabe a erfolgen. 

Der Umfang der Anrechnung wird von der DTO oder ATO, bei der der Pilot den Ausbildungslehrgang 
absolviert, auf der Grundlage eines Vorab-Testflugs festgelegt, jedoch darf diese in keinem Fall  

(1) die gesamte Flugzeit als PIC überschreiten;  

(2) 50 % der gemäß Buchstabe a erforderlichen Stunden überschreiten;  

(3) die Anforderungen gemäß Buchstabe a Nummer 2 beinhalten.“ 
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6. Punkt FCL.110.S Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c)  Anrechnung. Bei Bewerbern, die bereits Erfahrung als PIC besitzen, kann eine Anrechnung auf die 
Anforderungen in Buchstabe a erfolgen. 

Der Umfang der Anrechnung wird von der DTO oder ATO, bei der der Pilot den Ausbildungslehrgang 
absolviert, auf der Grundlage eines Vorab-Testflugs festgelegt, jedoch darf diese in keinem Fall  

(1) die gesamte Flugzeit als PIC überschreiten;  

(2) 50 % der gemäß Buchstabe a erforderlichen Stunden überschreiten;  

(3) die Anforderungen gemäß Buchstabe a Nummern 2, 3 und 4 beinhalten.“  

7. In Punkt FCL.135.S erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„Die Rechte einer LAPL(S) werden auf TMG erweitert, wenn der Pilot bei einer DTO oder ATO mindestens 
Folgendes absolviert hat:“.  

8. Punkt FCL.110.B Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b)  Anrechnung. Bei Bewerbern, die bereits Erfahrung als PIC auf Ballonen besitzen, kann eine Anrechnung auf die 
Anforderungen in Buchstabe a erfolgen. 

Der Umfang der Anrechnung wird von der DTO oder ATO, bei der der Pilot den Ausbildungslehrgang 
absolviert, auf der Grundlage eines Vorab-Testflugs festgelegt, jedoch darf diese in keinem Fall  

(1) die Gesamtflugzeit als PIC auf Ballonen überschreiten;  

(2) 50 % der gemäß Buchstabe a erforderlichen Stunden überschreiten;  

(3) die Anforderungen gemäß Buchstabe a Nummern 2 und 3 beinhalten.“  

9. In Punkt FCL.135.B erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„Die Rechte einer LAPL(B) sind auf die Ballonklasse beschränkt, in der die praktische Prüfung absolviert wurde. 
Diese Beschränkung kann aufgehoben werden, wenn der Pilot in einer anderen Klasse bei einer DTO oder ATO 
mindestens Folgendes absolviert hat:“.  

10. Punkt FCL.210 erhält folgende Fassung: 

„FCL.210 Ausbildungslehrgang 

a)  Bewerber um eine BPL, SPL oder PPL müssen einen Ausbildungslehrgang bei einer DTO oder ATO absolvieren. 

b)  Der Lehrgang muss Theorieunterricht und eine Flugausbildung entsprechend den mit der beantragten BPL, SPL 
oder PPL verbundenen Rechten umfassen. 

c)  Der Theorieunterricht und die Flugausbildung können bei einer anderen DTO oder ATO absolviert werden als 
der, bei der der Bewerber seine Ausbildung begonnen hat.“  

11. Punkt FCL.210.A Buchstaben b und c erhalten folgende Fassung: 

„b)  Besondere Anforderungen an Bewerber, die Inhaber einer LAPL(A) sind. Bewerber um eine PPL(A), die Inhaber 
einer LAPL(A) sind, müssen nach der Erteilung der LAPL(A) mindestens 15 Stunden Flugzeit auf Flugzeugen 
absolviert haben, wovon mindestens 10 Stunden Flugausbildung sind, die in einem Ausbildungslehrgang bei 
einer DTO oder ATO absolviert wurden. Dieser Ausbildungslehrgang muss mindestens vier Stunden 
überwachten Alleinflug umfassen, davon mindestens zwei Stunden Allein-Überlandflug mit mindestens einem 
Überlandflug von mindestens 270 km (150 NM), wobei vollständig abgeschlossene Landungen auf zwei 
anderen Flugplätzen als dem Startflugplatz durchgeführt wurden. 

c)  Besondere Anforderungen an Bewerber mit einer LAPL(S) oder einer SPL mit TMG-Erweiterung. Bewerber um 
eine PPL(A), die Inhaber einer LAPL(S) oder einer SPL mit einer TMG-Erweiterung sind, müssen Folgendes 
absolviert haben:  

(1) mindestens 24 Flugstunden auf TMG nach Eintragung der TMG-Erweiterung sowie  

(2) mindestens 15 Stunden Flugausbildung in Flugzeugen in einem Ausbildungslehrgang bei einer DTO oder 
ATO; dies schließt zumindest die Anforderungen von Buchstabe a Nummer 2 ein.“ 
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12. Punkt FCL.210.H Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b)  Besondere Anforderungen an Bewerber mit einer LAPL(H). Bewerber um eine PPL(H), die Inhaber einer LAPL(H) 
sind, müssen einen Ausbildungslehrgang bei einer DTO oder ATO absolvieren. Dieser Ausbildungslehrgang 
muss mindestens fünf Stunden Flugausbildung mit Fluglehrer und mindestens einen überwachten Allein- 
Überlandflug von mindestens 185 km (100 NM) umfassen, wobei vollständig abgeschlossene Landungen auf 
zwei anderen Flugplätzen als dem Startflugplatz durchgeführt wurden.“  

13. Punkt FCL.725 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a)  Ausbildungslehrgang. Bewerber um eine Klassen- oder Musterberechtigung müssen einen Ausbildungslehrgang 
bei einer ATO absolvieren. Bewerber um eine Klassenberechtigung für nicht als Hochleistungsflugzeuge 
eingestufte einmotorige Flugzeuge mit Kolbentriebwerk, eine Klassenberechtigung für TMG oder eine Musterbe­
rechtigung für einmotorige Hubschrauber nach Anhang VIII (Teil-DTO) Punkt DTO.GEN.110(a)(2)(c) können 
den Ausbildungslehrgang bei einer DTO absolvieren. Die Ausbildung für die Musterberechtigung muss die 
obligatorischen Ausbildungselemente für das entsprechende Muster wie in den gemäß Anhang I (Teil-21) der 
Verordnung (EU) Nr. 748/2012 der Kommission festgelegten betrieblichen Eignungsdaten definiert enthalten.“  

14. Punkt FCL.740 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b)  Erneuerung. Wenn eine Klassen- oder Musterberechtigung abgelaufen ist, muss der Bewerber Folgendes 
unternehmen:  

(1) Er muss eine Befähigungsüberprüfung gemäß Anlage 9 dieses Anhangs absolvieren; 

(2) er muss vor der in Nummer 1 genannten Befähigungsüberprüfung bei einer ATO eine Auffrischungs­
schulung absolvieren, wenn dies notwendig ist, um den Befähigungsstand zu erreichen, der erforderlich ist, 
um die betreffende Luftfahrzeugklasse oder das betreffende Luftfahrzeugmuster sicher betreiben zu können. 
Allerdings kann der Bewerber den Lehrgang: 

i)  bei einer DTO oder ATO absolvieren, wenn es sich bei der abgelaufenen Berechtigung um eine 
Klassenberechtigung für nicht als Hochleistungsflugzeuge eingestufte einmotorige Flugzeuge mit 
Kolbentriebwerk, eine Klassenberechtigung für TMG oder eine Musterberechtigung für einmotorige 
Hubschrauber nach Anhang VIII (Teil-DTO) Punkt DTO.GEN.110(a)(2)(c) handelte; 

ii)  bei einer DTO, einer ATO oder bei einem Fluglehrer absolvieren, wenn die Berechtigung vor höchsten 
drei Jahren ablief und es sich bei der Berechtigung um eine Klassenberechtigung für nicht als Hochleis­
tungsflugzeuge eingestufte einmotorige Flugzeuge mit Kolbentriebwerk oder eine Klassenberechtigung 
für TMG handelte.“  

15. In Punkt FCL.800(b)(2) erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„2.  einen Ausbildungslehrgang bei einer DTO oder ATO, der Folgendes umfasst:“  

16. Punkt FCL.805 wird wie folgt geändert: 

a)  In Buchstabe b Nummer 2 erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„(2)  einen Ausbildungslehrgang bei einer DTO oder ATO, der Folgendes umfasst:“. 

b)  In Buchstabe c Nummer 2 erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„(2)  einen Ausbildungslehrgang bei einer DTO oder ATO, der Folgendes umfasst:“.  

17. Punkt FCL.810 wird wie folgt geändert: 

a)  In Buchstabe a Nummer 1 erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„(1)  Wenn die Rechte einer LAPL, einer SPL oder einer PPL für Flugzeuge, TMGs oder Luftschiffe unter VFR- 
Bedingungen bei Nacht ausgeübt werden sollen, müssen Bewerber einen Ausbildungslehrgang bei einer DTO 
oder ATO absolviert haben. Der Lehrgang muss Folgendes umfassen:“. 

b)  In Buchstabe b Nummer 2 erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„(2)  einen Ausbildungslehrgang bei einer DTO oder ATO absolviert haben. Der Lehrgang muss innerhalb von 
sechs Monaten absolviert werden und Folgendes umfassen:“.  

18. Punkt FCL.815 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b)  Ausbildungslehrgang. Bewerber um eine Bergflugberechtigung müssen innerhalb eines Zeitraums von 
24 Monaten einen Lehrgang mit Theorieunterricht und Flugausbildung bei einer DTO oder ATO absolviert 
haben. Der Inhalt des Lehrgangs muss den mit der beantragten Bergflugberechtigung verbundenen Rechten 
angemessen sein.“  

19. In Punkt FCL.830 Buchstabe b Nummer 2 erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„(2)  einen Ausbildungslehrgang bei einer DTO oder ATO, der Folgendes umfasst:“. 
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20. Punkt FCL.930 erhält folgende Fassung: 

„FCL.930 Ausbildungslehrgang 

a)  Bewerber um eine Lehrberechtigung müssen einen Theorielehrgang und Flugunterricht bei einer ATO absolviert 
haben. Bewerber um eine Lehrberechtigung für Segelflugzeuge oder Ballone können einen Theorielehrgang und 
eine Flugausbildung bei einer DTO absolviert haben. 

b)  Zusätzlich zu den besonderen in diesem Anhang (Teil-FCL) für jede Lehrberechtigtenkategorie genannten 
Elementen muss der Lehrgang die in Punkt FCL.920 genannten Elemente enthalten.“  

21. In Punkt FCL.910.FI Buchstabe a erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„a)  Die Rechte eines FI werden in den folgenden Fällen auf die Erteilung von Flugunterricht unter der Aufsicht eines 
FI für die Luftfahrzeugkategorie, die von der DTO oder ATO für diesen Zweck benannt wurde, beschränkt:“.  

22. Punkt FCL.1015 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a)  Bewerber um eine Prüferberechtigung müssen einen von der zuständigen Behörde oder einer ATO 
durchgeführten und von der zuständigen Behörde genehmigten Standardisierungslehrgang absolvieren. Bewerber 
um eine Prüferberechtigung für Segelflugzeuge oder Ballone können einen von einer DTO durchgeführten und 
von der zuständigen Behörde genehmigten Standardisierungslehrgang absolvieren.“  

23. Punkt FCL.1025 Buchstabe b Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„(2)  während des letzten Jahres des Gültigkeitszeitraums an einem Prüfer-Auffrischungslehrgang teilgenommen hat, 
der von der zuständigen Behörde oder einer ATO durchgeführt und von der zuständigen Behörde genehmigt 
wurde. Prüfer, die Inhaber einer Berechtigung für Segelflugzeuge oder Ballone sind, können im letzten Jahr des 
Gültigkeitszeitraums einen von einer DTO durchgeführten und von der zuständigen Behörde genehmigten 
Prüfer-Auffrischungslehrgang absolvieren.“  

13.8.2018 L 204/19 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



ANHANG II 

Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 (Teil-ARA) wird wie folgt geändert:  

1. Punkt ARA.GEN.105 wird gestrichen;  

2. Punkt ARA.GEN.200 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c)  Die zuständige Behörde erarbeitet Verfahren für die Teilnahme an einem gegenseitigen Austausch aller 
erforderlichen Informationen und an der gegenseitigen Unterstützung anderer zuständiger Behörden, worunter 
auch Informationen über alle Beanstandungen, die zur Behebung dieser Beanstandungen ergriffenen 
Folgemaßnahmen und die aufgrund der Aufsicht über Personen und Organisationen ergriffenen Durchsetzungs­
maßnahmen fallen, die Tätigkeiten im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats durchführen, aber von der zuständigen 
Behörde eines anderen Mitgliedstaats oder der Agentur zertifiziert sind oder diesen Erklärungen vorgelegt haben.“  

3. Punkt ARA.GEN.220 wird wie folgt geändert: 

a)  Buchstabe a Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4.  der Verfahren für die Zertifizierung und die Vorlage von Erklärungen sowie der Aufsicht über zertifizierte und 
erklärte Organisationen;“. 

b)  Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b)  Die zuständige Behörde führt und aktualisiert fortlaufend ein Verzeichnis aller von ihr ausgestellten Zeugnisse 
für Organisationen, FSTD-Qualifikationsbescheinigungen und Lizenzen, Zeugnisse und Bescheinigungen für 
Personal, aller ihr vorgelegten DTO-Erklärungen sowie der DTO-Ausbildungsprogramme, die sie im Hinblick 
auf die Einhaltung von Anhang I (Teil-FCL) überprüft oder genehmigt hat.“  

4. Punkt ARA.GEN.300 Buchstabe a Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2.  die laufende Einhaltung der Anforderungen, die für Inhaber von Lizenzen, Berechtigungen und Zeugnissen, für 
die von ihr zertifizierten Organisationen, die Inhaber einer FSTD- Qualifikationsbescheinigung und 
Organisationen gelten, die ihr eine Erklärung vorgelegt haben;“.  

5. In Punkt ARA.GEN.305 wird der folgende Buchstabe f angefügt: 

„f)  Unbeschadet der Buchstaben b, c und ca wird das Programm für die Aufsicht über die DTO unter 
Berücksichtigung der besonderen Art der Organisation, der Komplexität ihrer Tätigkeiten und der Ergebnisse 
zurückliegender Aufsichtstätigkeiten sowie auf der Grundlage einer Bewertung der mit der durchgeführten 
Ausbildung verbundenen Risiken erstellt. Die Aufsichtstätigkeiten umfassen — auch unangekündigte — 
Inspektionen und können, wenn es die zuständige Behörde für notwendig erachtet, auch Rechnungsprüfungen 
beinhalten.“  

6. In Punkt ARA.GEN.330 wird der folgende Buchstabe d angefügt: 

„d)  Unbeschadet der Buchstaben a, b und c handelt die zuständige Behörde entsprechend den Punkten 
ARA.DTO.105 bzw. ARA.DTO.110, wenn die in den von einer DTO vorgelegten Erklärungen enthaltenen 
Informationen oder das von einer DTO nach Punkt DTO.GEN.116 von Anhang VIII (Teil-DTO) gemeldete 
Ausbildungsprogramm geändert werden.“  

7. Punkt ARA.GEN.350 wird wie folgt geändert: 

a)  Folgender Buchstabe da wird eingefügt: 

„da)  Unbeschadet der Buchstaben a bis d und für den Fall, dass die zuständige Behörde im Rahmen ihrer Aufsicht 
oder auf anderem Wege Nachweise dafür erhält, dass DTO die in Anhang III der Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 festgelegten grundlegenden Anforderungen oder die in Anhang I (Teil-FCL) und Anhang VIII 
(Teil-DTO) dieser Verordnung enthaltenen Anforderungen nicht erfüllen, wird die zuständige Behörde  

1. die Beanstandung aufnehmen und verzeichnen, dies dem Vertreter der DTO schriftlich mitteilen und eine 
angemessene Frist festlegen, innerhalb der die DTO die in Punkt DTO.GEN.150 von Anhang VIII (Teil- 
DTO) genannten Schritte ergreifen muss; 
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2. unverzüglich geeignete Maßnahmen ergreifen, um die von der Nichteinhaltung der Anforderungen 
betroffenen Ausbildungstätigkeiten zu beschränken oder zu untersagen, bis die DTO die in Nummer 1 
genannten Abhilfemaßnahmen ergriffen hat, sofern es sich um eine der folgenden Situationen handelt: 

i)  Es wurde ein Sicherheitsproblem festgestellt; 

ii)  die DTO ergreift keine Abhilfemaßnahmen nach Punkt DTO.GEN.150; 

3. die Genehmigung des in Punkt DTO.GEN.230(c) von Anhang VIII (Teil-DTO) genannten Ausbildungs­
programms beschränken, aussetzen oder widerrufen;  

4. etwaige weitere Durchsetzungsmaßnahmen ergreifen, die notwendig sind, um die Beendigung der 
Nichteinhaltung und gegebenenfalls die Behebung der Folgen der Nichteinhaltung zu gewährleisten.“ 

b)  Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

„e)  Unbeschadet weiterer Durchsetzungsmaßnahmen informiert die Behörde eines Mitgliedstaats, die gemäß den 
Bestimmungen von Punkt ARA.GEN.300(d) handelt, die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaats, 
wenn sie eine Nichteinhaltung der grundlegenden Anforderungen von Anhang III der Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 oder der Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL) und Anhang VIII (Teil-DTO) dieser 
Verordnung seitens einer Organisation beanstandet, die von dieser zuständigen Behörde oder der Agentur 
zertifiziert wurde oder die dieser zuständigen Behörde oder der Agentur eine Erklärung vorgelegt hat.“  

8. Der folgende Teilabschnitt DTO wird nach dem Teilabschnitt MED angefügt: 

„TEILABSCHNITT DTO 

SPEZIFISCHE ANFORDERUNGEN IN BEZUG AUF ERKLÄRTE AUSBILDUNGSORGANISATIONEN 
(DECLARED TRAINING ORGANISATIONS, DTO) 

ARA.DTO.100 Der zuständigen Behörde vorzulegende Erklärung 

a)  Bei Erhalt einer Erklärung von einer DTO überprüft die zuständige Behörde, ob die Erklärung alle in 
Punkt DTO.GEN.115 von Anhang VIII (Teil-DTO) genannten Informationen enthält, bestätigt den Erhalt der 
Erklärung und teilt dem Vertreter der DTO die der DTO zugewiesene Referenznummer mit. 

b)  Enthält die Erklärung die erforderlichen Informationen nicht oder enthält sie Informationen, die auf eine 
Nichteinhaltung der grundlegenden Anforderungen von Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 oder der 
Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL) und Anhang VIII (Teil-DTO) dieser Verordnung schließen lassen, handelt 
die zuständige Behörde nach Punkt ARA.GEN.350(da). 

ARA.DTO.105 Änderungen der Erklärungen 

Nachdem ihr eine Änderung der in der Erklärung einer DTO enthaltenen Informationen gemeldet wurde, handelt die 
zuständige Behörde nach Punkt ARA.DTO.100. 

ARA.DTO.110 Überprüfung der Einhaltung des Ausbildungsprogramms 

a)  Nachdem die zuständige Behörde nach Punkt DTO.GEN.115(c) von Anhang VIII (Teil-DTO) von einer DTO das 
Ausbildungsprogramm und etwaige Änderungen dieses Programms oder nach Punkt DTO.GEN.230(c) jenes 
Anhangs den Antrag auf Genehmigung des Ausbildungsprogramms erhalten hat, überprüft sie dieses Ausbildungs­
programm im Hinblick auf die Einhaltung der Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL). 

b)  Hat die zuständige Behörde zu ihrer Zufriedenheit festgestellt, dass das DTO-Ausbildungsprogramm und etwaige 
Änderungen dieses Programms mit diesen Anforderungen übereinstimmen, teilt sie dies dem Vertreter der DTO 
schriftlich mit bzw. genehmigt in dem in Anhang VIII (Teil-DTO) Punkt DTO.GEN.230(c) genannten Fall das 
Ausbildungsprogramm. Diese Genehmigung erteilt sie auf dem in Anlage VIII dieses Anhangs (Teil-ARA) 
enthaltenen Formblatt. 

c)  Im Falle einer Nichteinhaltung handelt die zuständige Behörde nach Punkt ARA.GEN.350(da) oder, bei einem Fall 
nach Punkt DTO.GEN.230(c) von Anhang VIII (Teil-DTO), lehnt den Antrag auf Genehmigung des Ausbildungs­
programms ab.“ 
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9. Die folgende Anlage VIII wird angefügt: 

„Anlage VIII zu ANHANG VI (Teil-ARA) 

Genehmigung des Ausbildungsprogramms 

einer erklärten Ausbildungsorganisation (DTO) 

Europäische Union (*) 

Zuständige Behörde 

Ausstellende Behörde: 

Name der DTO: 

DTO-Referenznummer:  

Genehmigte(s) Ausbildungsprogramm(e): 

Prüfer-Standardisierung — FE(S), FIE(S), FE(B), FIE(B) (**) 

Prüfer-Auffrischungskurs — FE(S), FIE(S), FE(B), FIE(B) (**) 

Dok. Nr. Bemerkungen: 

Die vorstehend genannte zuständige Behörde hat das/die vorstehende(n) Ausbildungsprogramm(e) geprüft und die 
Einhaltung der Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission festge­
stellt. 

Datum der Ausstellung: 

Gezeichnet: [Zuständige Behörde]  

(*) ‚Europäische Union‘ ist bei Nicht-EU-Mitgliedstaaten zu streichen.  
(**) Je nach Bedarf anzupassen. 
EASA-Formblatt XXX Ausgabe 1 — Seite 1/1“.    
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ANHANG III 

In Anhang VII der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 (Teil-ORA) erhält der Einleitungssatz in Punkt ORA.ATO.120 
folgende Fassung: 

„Die folgenden Aufzeichnungen müssen über den ganzen Zeitraum des Ausbildungslehrgangs und für einen 
Zeitraum von 3 Jahren nach Abschluss der Ausbildung aufbewahrt werden:“  
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ANHANG IV 

„ANHANG VIII 

ANFORDERUNGEN IN BEZUG AUF ERKLÄRTE AUSBILDUNGSORGANISATIONEN (DECLARED TRAINING 
ORGANISATIONS, DTO) 

[TEIL-DTO] 

DTO.GEN.100 Allgemein 

Nach Artikel 10a Absatz 1 Unterabsatz 2 enthält dieser Anhang (Teil-DTO) die Anforderungen an Organisationen 
für die Pilotenausbildung, die Ausbildungen nach Punkt DTO.GEN.110 auf der Grundlage einer Erklärung nach 
Punkt DTO.GEN.115 durchführen. 

DTO.GEN.105 Zuständige Behörde 

Für die Zwecke dieses Anhangs (Teil-DTO) ist die Behörde für eine DTO zuständig, die von dem Mitgliedstaat, auf dessen 
Hoheitsgebiet die DTO ihren Hauptgeschäftssitz hat, hierfür benannt wurde. 

DTO.GEN.110 Umfang der Ausbildung 

a)  Eine DTO ist befugt, die folgende Ausbildung durchzuführen, sofern sie eine Erklärung nach Punkt DTO.GEN.115 
vorgelegt hat:  

1. für Flugzeuge: 

a)  Theorieunterricht für LAPL(A) und PPL(A); 

b)  Flugunterricht für LAPL(A) und PPL(A); 

c)  Ausbildung im Hinblick auf die Klassenberechtigung SEP(land), SEP(sea) und TMG; 

d)  Ausbildung im Hinblick auf zusätzliche Berechtigungen: Nachtflug, Kunstflug, Bergflug, Schleppen von 
Segelflugzeugen und Bannern;  

2. für Hubschrauber: 

a)  Theorieunterricht für LAPL(H) und PPL(H); 

b)  Flugunterricht für LAPL(H) und PPL(H); 

c)  Musterberechtigung für einmotorige Hubschrauber mit einer höchstzulässigen Sitzanzahl von fünf; 

d)  Ausbildung im Hinblick auf die Nachtflugberechtigung;  

3. für Segelflugzeuge: 

a)  Theorieunterricht für LAPL(S) und SPL; 

b)  Flugunterricht für LAPL(S) und SPL; 

c)  Ausbildung im Hinblick auf die Ausweitung der Rechte auf TMG nach Punkt FCL.135.S; 

d)  Ausbildung im Hinblick auf zusätzliche Startarten nach Punkt FCL.130.S; 

e)  Ausbildung im Hinblick auf zusätzliche Berechtigungen: Kunstflug, Schleppen von Segelflugzeugen, 
Wolkenflug; 

f)  Ausbildung für die Fluglehrerberechtigung FI(S); 

g)  FI(S) — Auffrischungsseminar;  

4. für Ballone: 

a)  Theorieunterricht für LAPL(B) und BPL; 

b)  Flugunterricht für LAPL(B) und BPL; 

c)  Ausbildung im Hinblick auf die Klassenerweiterung nach Punkt FCL.135.B; 
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d)  Ausbildung im Hinblick auf die Klassen- oder Gruppenerweiterung nach Punkt FCL.225.B; 

e)  Ausbildung im Hinblick auf die Erweiterung der Rechte für Fesselaufstiege in Freiballonen nach 
Punkt FCL.130.B; 

f)  Ausbildung im Hinblick auf die Nachtflugberechtigung; 

g)  Ausbildung für die Fluglehrerberechtigung FI(B); 

h)  FI(B) — Auffrischungsseminar. 

b)  Eine DTO ist befugt, für FE(S), FIE(S), FE(B) und FIE(B) auch die in den Punkten FCL.1015(a) und FCL.1025(b)(2) 
von Anhang I (Teil-FCL) genannten Prüfer-Lehrgänge durchzuführen, sofern die DTO eine Erklärung nach 
Punkt DTO.GEN.115 vorgelegt und die zuständige Behörde das Ausbildungsprogramm nach Punkt DTO.GEN.230(c) 
genehmigt hat. 

DTO.GEN.115 Erklärung 

a)  Bevor eine Organisation einen der in Punkt DTO.GEN.110 genannten Ausbildungslehrgänge durchführen kann, legt 
die Organisation, die diese Lehrgänge durchzuführen beabsichtigt, der zuständigen Behörde eine Erklärung vor. Die 
Erklärung muss mindestens folgende Angaben enthalten:  

1. den Namen der DTO;  

2. Kontaktangaben zum Hauptgeschäftssitz der DTO sowie gegebenenfalls Kontaktangaben zu den Flugplätzen und 
Betriebsstandorten der DTO;  

3. Namen und Kontaktangaben der folgenden Personen: 

i)  des Vertreters der DTO; 

ii)  des Ausbildungsleiters der DTO; und 

iii)  aller stellvertretenden Ausbildungsleiter, sofern nach Punkt DTO.GEN.250(b)(1) gefordert. 

4. die Art der Ausbildung nach DTO.GEN.110, aufgeschlüsselt nach den einzelnen Flugplätzen bzw. Betriebs­
standorten;  

5. gegebenenfalls eine Liste sämtlicher Luftfahrzeuge und FSTD, die für die Ausbildung eingesetzt werden;  

6. Datum des geplanten Beginns der Ausbildung;  

7. eine Erklärung, in der die DTO bestätigt, dass sie eine Sicherheitsstrategie nach Punkt DTO.GEN.210(a)(1)(ii) 
entwickelt hat und diese Strategie auf alle Ausbildungstätigkeiten anwenden wird, die unter die Erklärung fallen;  

8. eine Erklärung, in der die DTO bestätigt, dass sie bei der Durchführung aller unter die Erklärung fallenden 
Ausbildungstätigkeiten die in Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 enthaltenen grundlegenden 
Anforderungen sowie die Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL) und Anhang VIII (Teil-DTO) dieser Verordnung 
weiterhin einhalten wird. 

b)  Für die Erklärung und etwaige spätere Änderungen dieser Erklärung ist das Formblatt in Anlage 1 zu verwenden. 

c)  Eine DTO legt der zuständigen Behörde zusammen mit der Erklärung das Ausbildungsprogramm vor, das sie für die 
Durchführung der Ausbildung nutzt oder zu nutzen beabsichtigt, sowie ihren Antrag auf Genehmigung des 
Ausbildungsprogramms, sofern die Genehmigung nach Punkt DTO.GEN.230(c) erforderlich ist. 

d)  Abweichend von Buchstabe c kann eine Organisation, der eine Genehmigung nach Teilabschnitt ATO von 
Anhang VII (Teil-ORA) erteilt wurde, zusammen mit der Erklärung auch nur die Referenznummer des bereits 
genehmigten Ausbildungshandbuchs angeben. 

DTO.GEN.116 Meldung von Änderungen und Einstellung der Ausbildungstätigkeiten 

Eine DTO meldet der zuständigen Behörde Folgendes unverzüglich: 

a) jede Änderung der in der Erklärung nach Punkt DTO.GEN.115(a) enthaltenen Informationen, des Ausbildungs­
programms oder des genehmigten Ausbildungshandbuchs nach Punkt DTO.GEN.115(c) bzw. (d); 

b)  die Einstellung einiger oder aller in der Erklärung genannten Ausbildungstätigkeiten. 
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DTO.GEN.135 Beendigung der Ausbildungsberechtigung 

Eine DTO ist nicht mehr befugt, einige oder alle in ihrer Erklärung genannten Ausbildungslehrgänge auf der Grundlage 
dieser Erklärung durchzuführen, sofern einer der folgenden Sachverhalte zutrifft: 

a)  die DTO hat der zuständigen Behörde nach Punkt DTO.GEN.116(b) gemeldet, dass sie einige oder alle der in der 
Erklärung genannten Ausbildungslehrgänge einstellt; 

b)  die DTO hat seit über 36 aufeinanderfolgenden Monaten die Ausbildung nicht mehr durchgeführt. 

DTO.GEN.140 Zugang 

Für die Zwecke der Feststellung, ob eine DTO erklärungsgemäß handelt, gewährt die DTO jeder von der zuständigen 
Behörde autorisierten Person jederzeit Zugang zu allen Einrichtungen, Luftfahrzeugen, Dokumenten, Aufzeichnungen, 
Daten, Verfahren und sonstigem Material, das für ihre unter die Erklärung fallenden Ausbildungstätigkeiten relevant ist. 

DTO.GEN.150 Beanstandungen 

Nachdem die zuständige Behörde der DTO eine Beanstandung nach ARA.GEN.350(da)(1) übermittelt hat, ergreift die 
DTO innerhalb der von der zuständigen Behörde festgesetzten Frist folgende Maßnahmen: 

a)  sie geht der Grundursache für die Nichteinhaltung nach; 

b)  sie ergreift die erforderlichen Abhilfemaßnahmen, um die Nichteinhaltung zu beenden und gegebenenfalls die Folgen 
der Nichteinhaltung zu beheben; 

c)  sie informiert die zuständige Behörde über die von ihr ergriffenen Abhilfemaßnahmen. 

DTO.GEN.155 Reaktion auf ein Sicherheitsproblem 

Als Reaktion auf ein Sicherheitsproblem setzt die DTO Folgendes um: 

a)  die von der zuständigen Behörde auferlegten Sicherheitsmaßnahmen nach Punkt ARA.GEN.135(c); 

b) die relevanten obligatorischen, von der Agentur herausgegebenen Sicherheitsinformationen, einschließlich Lufttüchtig­
keitsanweisungen. 

DTO.GEN.210 Anforderungen an das Personal 

a)  Eine DTO benennt  

1. einen Vertreter, der zumindest für Folgendes verantwortlich und ordnungsgemäß ermächtigt ist: 

i)  er gewährleistet, dass sich die DTO selbst und im Rahmen ihrer Tätigkeiten an die geltenden Anforderungen 
und ihre Erklärung hält; 

ii)  die Ausarbeitung und Festlegung einer Sicherheitsstrategie, mit der gewährleistet wird, dass die DTO ihre 
Tätigkeiten sicher durchführt, sich an diese Sicherheitsstrategie hält und die notwendigen Maßnahmen ergreift, 
damit die Ziele dieser Sicherheitsstrategie erreicht werden; 

iii)  die Förderung der Sicherheit innerhalb der DTO; 

iv)  die Gewährleistung der Verfügbarkeit ausreichender Ressourcen innerhalb der DTO, damit die in den Ziffern i, 
ii und iii genannten Tätigkeiten wirksam durchgeführt werden können;  

2. einen Ausbildungsleiter, der zumindest für Folgendes verantwortlich und qualifiziert ist: 

i)  die durchgeführte Ausbildung entspricht den Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL) und des DTO- 
Ausbildungsprogramms; 

ii)  Sicherstellung einer zufriedenstellenden Integration von Flugausbildung in einem Luftfahrzeug oder einem 
Flugsimulationsübungsgerät (Flight Simulation Training Device, FSTD) und Theorieunterricht; 

iii)  die Überwachung des Fortschritts der Schüler; 

iv)  im Falle von Punkt DTO.GEN.250(b) die Überwachung des oder der stellvertretenden Ausbildungsleiter(s). 

b)  Bei dem von der DTO benannten Vertreter und dem Ausbildungsleiter kann es sich um dieselbe Person handeln. 
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c)  Eine DTO benennt keine Person als ihren Vertreter oder Ausbildungsleiter, wenn objektive Anhaltspunkte bestehen, 
dass die Person aus Gründen der Gewährleistung und Förderung der Flugsicherheit nicht mit der Durchführung der 
in Buchstabe a genannten Aufgaben betraut werden kann. Die Tatsache, dass gegen eine Person in den letzten drei 
Jahren eine Durchsetzungsmaßnahme nach Punkt ARA.GEN.355 ergriffen wurde, gilt als ein solcher objektiver 
Anhaltspunkt, es sei denn, die Person kann nachweisen, dass bei der Beanstandung, die zu dieser Maßnahme geführt 
hat, aufgrund ihrer Art, ihres Umfangs oder ihrer Wirkung auf die Flugsicherheit nicht davon auszugehen ist, dass die 
Person mit diesen Aufgaben in dieser Weise nicht betraut werden kann. 

d)  Eine DTO gewährleistet, dass Theorielehrer eine der folgenden Qualifikationen aufweisen:  

1. sie besitzen einen praktischen Luftfahrthintergrund in den für die angebotene Ausbildung relevanten Bereichen 
und haben einen Ausbildungslehrgang in Unterrichtstechniken absolviert;  

2. sie müssen Erfahrung mit der Erteilung von Theorieunterricht und einen entsprechenden Hintergrund an 
Theoriekenntnissen in dem Fach, in dem sie Theorieunterricht erteilen werden, nachweisen. 

e)  Fluglehrer und Lehrberechtigte für die Flugsimulationsausbildung müssen die gemäß Anhang I (Teil-FCL) geforderten 
Qualifikationen für die Art der Ausbildung, die sie erteilen, besitzen. 

DTO.GEN.215 Anforderungen an die Einrichtung 

Eine DTO muss über Einrichtungen verfügen, die es ihr gestatten, alle Tätigkeiten entsprechend den grundlegenden 
Anforderungen von Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 und den Anforderungen von diesem Anhang (Teil- 
DTO) zu erbringen und zu verwalten. 

DTO.GEN.220 Führung von Aufzeichnungen 

a)  Eine DTO bewahrt für jeden einzelnen Schüler während des gesamten Lehrgangs und bis drei Jahre nach Abschluss 
der letzten Ausbildungssitzung die folgenden Aufzeichnungen auf:  

1. Einzelheiten der Ausbildung am Boden, im Luftfahrzeug und in einem Flugsimulationsübungsgerät;  

2. Angaben zu individuellen Fortschritten;  

3. Informationen über die Lizenzen und die damit verbundenen Berechtigungen im Zusammenhang mit der 
durchgeführten Ausbildung unter Angabe der Zeitpunkte, an denen die Berechtigungen und medizinischen 
Zeugnisse ihre Gültigkeit verlieren. 

b)  Eine DTO bewahrt den Bericht über die jährliche interne Überprüfung und den in Punkt DTO.GEN.270(a) und (b) 
genannten Tätigkeitsbericht jeweils drei Jahre ab dem Zeitpunkt auf, an dem die DTO diese Berichte erstellt hat. 

c) Eine DTO bewahrt ihr Ausbildungsprogramm drei Jahre ab dem Zeitpunkt auf, an dem sie den letzten Ausbildungs­
lehrgang auf der Grundlage dieses Programms durchgeführt hat. 

d)  Eine DTO speichert die in Buchstabe a genannten Aufzeichnungen im Einklang mit dem geltenden Gesetz zum 
Schutz personenbezogener Daten, und zwar so, dass durch geeignete Instrumente und Protokolle der Schutz 
gewährleistet ist, und ergreift alle notwendigen Maßnahmen, um den Zugang zu diesen Aufzeichnungen auf die 
Personen zu beschränken, die hierzu ordnungsgemäß befugt sind. 

DTO.GEN.230 DTO-Ausbildungsprogramm 

a)  Eine DTO erstellt für jede der in Punkt DTO.GEN.110 genannten Ausbildungen, die die DTO anbietet, ein 
Ausbildungsprogramm. 

b)  Die Ausbildungsprogramme müssen den Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL) genügen. 

c)  Eine DTO ist nur dann berechtigt, die in Punkt DTO.GEN.110(b) genannte Ausbildung anzubieten, wenn ihr 
Ausbildungsprogramm für diese Ausbildung, einschließlich etwaiger Änderungen, von der zuständigen Behörde auf 
Antrag der DTO nach Punkt ARA.DTO.110 genehmigt wurde und diese bestätigt hat, dass das Ausbildungs­
programm, einschließlich etwaiger Änderungen, den Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL) genügt. Eine DTO 
beantragt diese Genehmigung, indem sie ihre Erklärung nach Punkt DTO.GEN.115 vorlegt. 

d)  Buchstabe c gilt nicht für eine Organisation, die auch über eine Genehmigung verfügt, die nach Teilabschnitt ATO 
von Anhang VII (Teil-ORA) erteilt wurde und Rechte für diese Ausbildung einschließt. 

DTO.GEN.240 Schulflugzeug und FSTD 

a)  Ein DTO muss eine Flotte geeigneter Schulflugzeuge oder FSTD einsetzen, die für die vor ihr angebotene Ausbildung 
geeignet sind. 

b)  Eine DTO führt und aktualisiert fortlaufend eine Liste aller Flugzeuge, in der auch deren Eintragungskennzeichen 
aufgeführt sind, die für die von ihr angebotene Ausbildung eingesetzt werden. 
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DTO.GEN.250 Flugplätze und Betriebsstätten 

a)  Bei der Durchführung einer Flugausbildung auf einem Luftfahrzeug darf die DTO nur Flugplätze oder Betriebsstätten 
nutzen, die im Hinblick auf die angebotene Ausbildung und die verwendeten Luftfahrzeugmuster und -kategorien 
geeignete Einrichtungen und Merkmale für die entsprechenden Flugübungen besitzen. 

b)  Findet eine der von einer DTO nach Punkt DTO.GEN.110(a)(1) und (2) angebotenen Ausbildungen an mehreren 
Flugplätzen statt, hat die DTO  

1. für jeden weiteren Flugplatz einen stellvertretenden Ausbildungsleiter zu benennen, dem auf diesem Flugplatz die 
Aufgaben nach Punkt DTO.GEN.210(a)(2)(i) bis (iii) obliegen, und  

2. die Verfügbarkeit ausreichender Ressourcen für den sicheren Betrieb auf allen Flugplätzen im Einklang mit den 
Anforderungen in diesem Anhang (Teil-DTO) zu gewährleisten. 

DTO.GEN.260 Theorieunterricht 

a)  Für den Theorieunterricht kann eine DTO Unterricht vor Ort oder Fernunterricht anbieten. 

b)  Eine DTO überwacht die Fortschritte jedes Schülers im Theorieunterricht und zeichnet diese Fortschritte auf. 

DTO.GEN.270 Jährliche interne Überprüfung und jährlicher Tätigkeitsbericht 

Eine DTO 

a)  führt eine jährliche interne Überprüfung der in Punkt DTO.GEN.210 genannten Aufgaben und Zuständigkeiten durch 
und erstellt einen Bericht über diese Überprüfung; 

b)  erstellt einen jährlichen Tätigkeitsbericht; 

c)  legt den Bericht über die jährliche interne Überprüfung und den jährlichen Tätigkeitsbericht der zuständigen Behörde 
bis zu dem von dieser Behörde festgesetzten Zeitpunkt vor.  
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Anlage 1 zu Anhang VIII (Teil-DTO) 

ERKLÄRUNG 

Gemäß Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission 

Ersterklärung 

Änderungsmeldung (1) — DTO-Referenznummer: 

1. Erklärte Ausbildungsorganisation (DTO) 
Name: 

2. Geschäftssitz(e) 
Kontaktangaben (Anschrift, Telefon, E-Mail) des Hauptgeschäftssitzes der DTO: 

3. Personal 
Name und Kontaktangaben (Anschrift, Telefon, E-Mail) des Vertreters der DTO: 

Name und Kontaktangaben (Anschrift, Telefon, E-Mail) des Ausbildungsleiters der DTO sowie gegebenenfalls des 
stellvertretenden Ausbildungsleiters der DTO: 

4. Umfang der Ausbildung 
Verzeichnis der angebotenen Ausbildung: 

Verzeichnis aller Ausbildungsprogramme (Unterlagen bitte beifügen) oder Angaben zu allen genehmigten Ausbil­
dungshandbüchern für den Fall nach Punkt DTO.GEN.230(d) von Anhang VIII (Teil-DTO) der Verordnung (EU) 
Nr. 1178/2011: 

5. Schulflugzeuge und FSTD 
Verzeichnis der für die Ausbildung eingesetzten Flugzeuge: 

Verzeichnis qualifizierter FSTD für die Ausbildung (gegebenenfalls mit Angabe des Buchstabencodes, der auf der 
Qualifikationsbescheinigung angegeben ist): 

6. Flugplätze und Betriebsstätten 
Kontaktangaben (Anschrift, Telefon, E-Mail) aller Flugplätze und Betriebsstätten, die von der DTO für Ausbil­
dungszwecke genutzt werden: 

7. Datum des geplanten Beginns der Ausbildung: 

8. Antrag auf Genehmigung von Prüfer-Standardisierungslehrgängen und Auffrischungsseminaren (falls zu­
treffend) 

Die DTO beantragt hiermit die Genehmigung des/der vorstehenden Ausbildungsprogramms/-programme für 
Prüferlehrgänge für Segelflugzeuge und Ballone nach Punkt DTO.GEN.110(b) und Punkt DTO.GEN.230(c) von 
Anhang VIII (Teil-DTO) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011. 

9. Erklärungen 
Die DTO hat eine Sicherheitsstrategie gemäß Anhang VIII (Teil-DTO) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011, insbe­
sondere nach Punkt DTO.GEN.210(a)(1)(ii), entwickelt und wird diese Strategie während aller unter diese Erklä­
rung fallenden Ausbildungstätigkeiten anwenden. 

Die DTO hält die in Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 enthaltenen grundlegenden Anforderungen 
sowie die Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL) und Anhang VIII (Teil-DTO) dieser Verordnung ein und wird 
sie auch bei der Durchführung aller unter die Erklärung fallender Ausbildungstätigkeiten weiterhin einhalten.  
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Wir bestätigen, dass die in dieser Erklärung und ihren Anhängen (falls zutreffend) aufgeführten Informationen 
vollständig und richtig sind. 

Name, Datum und Unterschrift des Vertreters der DTO 

Name, Datum und Unterschrift des Ausbildungsleiters der DTO  

(1)  Bei Änderungen sind nur Punkt 1 und die Felder auszufüllen, die die Änderungen enthalten.“    
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/1120 DER KOMMISSION 

vom 10. August 2018 

zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EU) Nr. 605/2010 im Hinblick auf die Liste der 
Drittländer bzw. Teile von Drittländern, aus denen das Verbringen von Sendungen mit Rohmilch, 
Milcherzeugnissen, Kolostrum und Erzeugnissen auf Kolostrumbasis in die Europäische Union 

zulässig ist 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen 
Vorschriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs (1), insbesondere auf Artikel 8 einleitender Satz, auf Artikel 8 Nummer 1 Unterabsatz 1 und Nummer 4 
sowie auf Artikel 9 Absatz 4, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit 
besonderen Verfahrensvorschriften für die amtliche Überwachung von zum menschlichen Verzehr bestimmten 
Erzeugnissen tierischen Ursprungs (2), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  In der Verordnung (EU) Nr. 605/2010 der Kommission (3) sind die Bedingungen für die Tiergesundheit und die 
Genusstauglichkeit sowie die Veterinärbescheinigungen für das Verbringen von Sendungen mit Rohmilch, 
Milcherzeugnissen, Kolostrum und Erzeugnissen auf Kolostrumbasis sowie die Liste der Drittländer, aus denen das 
Verbringen solcher Sendungen in die Union zulässig ist, festgelegt. 

(2)  Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 605/2010 enthält eine Liste der Drittländer oder der Teile von Drittländern, 
aus denen Sendungen mit Rohmilch, Milcherzeugnissen, Kolostrum und Erzeugnissen auf Kolostrumbasis in die 
Union verbracht werden dürfen, mit Angabe der Art der für die jeweiligen Waren vorgeschriebenen Behandlung. 

(3)  Bosnien und Herzegowina ist bereits in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 605/2010 aufgeführt und ist für die 
Ausfuhr in die Union von Milch und Milcherzeugnissen, die der Behandlung „C“ unterzogen wurden, zugelassen. 

(4)  Bosnien und Herzegowina hat bei der Kommission die Genehmigung für die Ausfuhr in die Union von Milch, 
Milcherzeugnissen, Kolostrum und Erzeugnissen auf Kolostrumbasis, die einer weniger strengen Behandlung 
unterzogen wurden, beantragt. Vom Standpunkt der Tiergesundheit aus ist Bosnien und Herzegowina ein 
Drittland, das von der Weltorganisation für Tiergesundheit als frei von Maul- und Klauenseuche (MKS) ohne 
vorgeschriebene Impfstrategie aufgeführt ist und somit die Tiergesundheitsanforderungen für die Einfuhr in die 
Union erfüllt. 

(5)  Die Kommission hat in Bosnien und Herzegowina Veterinärkontrollen durchgeführt. Bei diesen Kontrollen sind 
gewisse Mängel, insbesondere im Zusammenhang mit der öffentlichen Gesundheit in den Betrieben, festgestellt 
worden. Die zuständigen Behörden von Bosnien und Herzegowina befassen sich derzeit mit diesen Mängeln. 

(6)  Angesichts der günstigen Tiergesundheitslage hinsichtlich der Maul- und Klauenseuche in Bosnien und 
Herzegowina sollte das Land dennoch in Anhang I Spalte A der Verordnung (EU) Nr. 605/2010 aufgenommen 
werden. Diese Hinzufügung in Spalte A des Anhangs I sollte die Verpflichtungen unberührt lassen, die sich aus 
anderen Rechtsvorschriften der Union bezüglich der Einfuhr von Erzeugnissen tierischen Ursprungs in die Union 
und des Inverkehrbringens in der Union ergeben, insbesondere aus den Bestimmungen für die Aufführung von 
Betrieben in Listen gemäß Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 854/2004. 

(7)  Die Verordnung (EU) Nr. 605/2010 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(8)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In der Tabelle in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 605/2010 wird der Eintrag für Bosnien und Herzegowina wie folgt 
geändert: 

„BA Bosnien und Herzegowina + + +“  

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. August 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/1121 DER KOMMISSION 

vom 10. August 2018 

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1518 der Kommission zur Einführung 
eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den 
Vereinigten Staaten von Amerika im Anschluss an eine Auslaufüberprüfung nach Artikel 11 

Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über den 
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern (1) (im Folgenden 
„Grundverordnung“), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) 2015/1518 der Kommission vom 14. September 2015 zur Einführung 
eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von 
Amerika im Anschluss an eine Auslaufüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des 
Rates (2), insbesondere auf Artikel 1 Absatz 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

A. GELTENDE MAẞNAHMEN 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 599/2009 des Rates (3) vom 7. Juli 2009 führte der Rat einen endgültigen 
Antidumpingzoll auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika (im 
Folgenden „USA“) ein. 

(2)  In der Ausgangsuntersuchung meldeten sich sehr viele ausführende Hersteller aus den USA. Daher wählte die 
Kommission eine Stichprobe der zu untersuchenden US-amerikanischen ausführenden Hersteller aus. 

(3)  Der Rat führte unternehmensspezifische Zollsätze auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den USA 
zwischen 0 und 198 EUR je Tonne Nettogewicht für die in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen und einen 
gewichteten durchschnittlichen Zollsatz von 115,6 EUR je Tonne Nettogewicht für die anderen mitarbeitenden, 
aber nicht in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen ein. Außerdem wurde ein Zollsatz von 172,2 EUR je 
Tonne Nettogewicht für Einfuhren von Biodiesel für alle anderen US-amerikanischen Unternehmen eingeführt. 

(4)  Im Anschluss an eine Auslaufüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 wurden 
die ursprünglichen Maßnahmen mit der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1518 um fünf Jahre verlängert. 

(5)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2017/1598 der Kommission (4) wurde die Durchführungsverordnung 
(EU) 2015/1518 geändert, um Artikel 1 Absatz 6 einzufügen, der es ausführenden Herstellern gestattet, den 
Status eines neuen ausführenden Herstellers zu beantragen. 

(6)  Nach Artikel 1 Absatz 6 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1518 kann die Kommission Anhang I dahin 
gehend ändern, dass der Zollsatz zugewiesen wird, der für nicht in die Stichprobe einbezogene mitarbeitende 
Hersteller gilt, d. h. 115,6 EUR pro Nettotonne, wenn eine Partei aus den USA der Kommission ausreichende 
Nachweise vorlegt, dass: 

(a)  sie Biodiesel mit Ursprung in den USA während des Untersuchungszeitraums (1. April 2007-31. März 2008) 
nicht ausgeführt hat, 

(b)  sie nicht mit einem Ausführer oder Hersteller verbunden ist, für den die mit jener Verordnung eingeführten 
Maßnahmen gelten, und 

(c)  sie die betroffenen Waren nach dem Ende des Untersuchungszeitraums tatsächlich in die Union ausgeführt 
hat oder eine unwiderrufliche vertragliche Verpflichtung zur Ausfuhr einer bedeutenden Menge in die Union 
eingegangen ist. 
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B. ANTRÄGE AUF BEHANDLUNG ALS NEUER AUSFÜHRENDER HERSTELLER 

(7)  Nach der Veröffentlichung der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1518 meldete sich ein amerikanisches 
Unternehmen — Organic Technologies — (im Folgenden „Antragsteller“) und gab an, alle drei in 
Erwägungsgrund 6 aufgeführten Kriterien zu erfüllen, sodass ihm der Status eines neuen ausführenden Herstellers 
gewährt werden müsse. Der Antragsteller legte bei der Beantwortung eines Fragebogens der Kommission 
Informationen und Nachweise vor. Nach einer ersten Prüfung der Antworten auf den Fragebogen sandte die 
Kommission dem Antragsteller ein Schreiben zur Anforderung weiterer Informationen. Der Antragsteller 
übermittelte eine Antwort. 

(8)  In Bezug auf das Kriterium a erklärte der Antragsteller, dass er während des Untersuchungszeitraums der 
Ausgangsuntersuchung bereits bestanden habe. Außerdem brachte er vor, er habe 2009 — also nach dem 
Untersuchungszeitraum der Ausgangsuntersuchung — mit der Herstellung von Biodiesel begonnen. Die 
Kommission überprüfte die vom Antragsteller zur Verfügung gestellten Verkaufsbücher. Der Antragsteller wies 
nach, dass er die Herstellung von Biodiesel 2009 aufgenommen hatte und die ersten Verkäufe außerhalb der USA 
erst 2016 erfolgten. Daher erkennt die Kommission an, dass der Antragsteller während des Untersuchungs­
zeitraums der Ausgangsuntersuchung keinen Biodiesel in die Union ausführte. Damit erfüllt der Antragsteller 
Kriterium a. 

(9)  In Bezug auf das Kriterium b, dass der Antragsteller nicht mit einem Ausführer oder Hersteller verbunden ist, der 
den mit der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1518 eingeführten Antidumpingmaßnahmen unterliegt, stellte 
die Kommission auf der Grundlage der vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen fest, dass der Antragsteller nicht 
mit Unternehmen verbunden ist, die den Maßnahmen unterliegen. Somit erfüllt der Antragsteller Kriterium b. 

(10)  In Bezug auf das Kriterium c stellte die Kommission fest, dass der Antragsteller 2018 eine unwiderrufliche 
vertragliche Verpflichtung zur Ausfuhr einer erheblichen Menge der betroffenen Ware in die Union eingegangen 
war. Diesbezüglich übermittelte der Antragsteller einen Kaufvertrag für die Lieferung der betroffenen Ware im 
Jahr 2018, womit dieses Kriterium erfüllt ist. Daher erfüllt der Antragsteller Kriterium c. 

(11)  Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass der Antragsteller die drei für den Status eines neuen 
ausführenden Herstellers zu prüfenden Kriterien erfüllt. Folglich sollte sein Name in die in Anhang I der 
Durchführungsverordnung (EU) 2015/1518 aufgeführte Liste der nicht in die Stichprobe einbezogenen 
mitarbeitenden Unternehmen aufgenommen werden. 

(12)  Die Durchführungsverordnung (EU) 2015/1518 der Kommission sollte daher entsprechend geändert werden. 

(13)  Die Kommission benachrichtigte den Antragsteller und den Wirtschaftszweig der Union über diese Feststellungen 
und bot ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme. Es sind keine Stellungnahmen bei der Kommission eingegangen. 

(14)  Diese Verordnung steht im Einklang mit der Stellungnahme des nach Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/1036 eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das nachstehend genannte Unternehmen wird in die Liste der ausführenden Hersteller aus den Vereinigten Staaten von 
Amerika in Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1518 der Kommission aufgenommen: 

Name des Unternehmens Standort TARIC-Zusatzcode 

„Organic Technologies Coshocton (Ohio) C482“  

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. August 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/1122 DER KOMMISSION 

vom 10. August 2018 

zur Genehmigung des Inverkehrbringens von Pyrrolochinolinchinon-Dinatriumsalz als neuartiges 
Lebensmittel gemäß der Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates 

sowie zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 der Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über 
neuartige Lebensmittel, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung 
(EG) Nr. 1852/2001 der Kommission (1), insbesondere auf Artikel 12, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß der Verordnung (EU) 2015/2283 dürfen in der Union nur zugelassene und in die Unionsliste 
aufgenommene neuartige Lebensmittel in Verkehr gebracht werden. 

(2)  Gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) 2015/2283 wurde die Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 der 
Kommission (2) erlassen, mit der eine Unionsliste der zugelassenen neuartigen Lebensmittel erstellt wird. 

(3)  Gemäß Artikel 12 der Verordnung (EU) 2015/2283 entscheidet die Kommission über die Zulassung und das 
Inverkehrbringen eines neuartigen Lebensmittels in der Union sowie über die Aktualisierung der Unionsliste. 

(4)  Am 6. Dezember 2012 stellte die Firma Mitsubishi Gas Chemical Company, Inc. (im Folgenden der 
„Antragsteller“) bei der zuständigen Behörde Irlands einen Antrag auf Genehmigung des Inverkehrbringens in der 
Union von aus der Bakterie Hyphomicrobium denitrificans gewonnenem Pyrrolochinolinchinon-Dinatriumsalz als 
neuartige Lebensmittelzutat im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (3). In dem Antrag wird die Verwendung von Pyrrolochinolinchinon- 
Dinatriumsalz in Nahrungsergänzungsmitteln für die allgemeine erwachsene Bevölkerung, ausgenommen 
Schwangere und Stillende, beantragt. 

(5) Gemäß Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/2283 werden Anträge auf Genehmigung des Inverkehr­
bringens eines neuartigen Lebensmittels in der Union, die im Einklang mit Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 258/97 über neuartige Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten bei einem Mitgliedstaat gestellt 
wurden und über die bis zum 1. Januar 2018 noch keine endgültige Entscheidung getroffen worden ist, als 
Anträge gemäß der Verordnung (EU) 2015/2283 behandelt. 

(6)  Der Antrag auf Genehmigung des Inverkehrbringens von Pyrrolochinolinchinon-Dinatriumsalz als neuartiges 
Lebensmittel in der Union wurde im Einklang mit Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 258/97 bei einem 
Mitgliedstaat gestellt, genügt aber gleichzeitig den Anforderungen der Verordnung (EU) 2015/2283. 

(7)  Am 8. Juli 2016 legte die zuständige Behörde Irlands ihren Bericht über die Erstprüfung vor. Darin kam sie zu 
dem Schluss, dass im Einklang mit Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 258/97 eine ergänzende Prüfung 
für Pyrrolochinolinchinon-Dinatriumsalz in Bezug auf dessen Sicherheit bei langfristiger Zufuhr in den 
beantragten Verwendungsmengen erforderlich ist. 

(8)  Am 2. August 2016 leitete die Kommission den Bericht über die Erstprüfung an die übrigen Mitgliedstaaten 
weiter. Die Mitgliedstaaten stimmten innerhalb der in Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 258/97 festgelegten Frist von 60 Tagen dem Bericht Irlands über die Erstprüfung zu. 

(9)  In Anbetracht der Schlussfolgerungen des von Irland erstellten Berichts über die Erstprüfung, denen die übrigen 
Mitgliedstaaten zugestimmt hatten, konsultierte die Kommission am 13. Oktober 2016 die Europäische Behörde 
für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) und ersuchte sie, eine ergänzende Prüfung für Pyrrolochi­
nolinchinon-Dinatriumsalz als neuartige Lebensmittelzutat im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 258/97 
vorzunehmen. 
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(10)  Am 24. Oktober 2017 nahm die Behörde das wissenschaftliche Gutachten „Scientific Opinion on the safety of 
pyrroloquinoline quinone disodium salt as a novel food pursuant to Regulation (EC) No 258/97“ (1) an. Das 
Gutachten, das von der Behörde gemäß der Verordnung (EG) Nr. 258/97 ausgearbeitet und angenommen wurde, 
steht im Einklang mit den Anforderungen des Artikels 11 der Verordnung (EU) 2015/2283. 

(11)  Dieses Gutachten bietet ausreichende Anhaltspunkte dafür, dass Pyrrolochinolinchinon-Dinatriumsalz als Zutat in 
Nahrungsergänzungsmitteln bei den beantragten Verwendungen und in den beantragten Verwendungsmengen 
den Kriterien des Artikels 12 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/2283 genügt. 

(12)  Am 24. Januar 2018 beantragte der Antragsteller bei der Kommission den Schutz geschützter Daten für eine 
Reihe von zur Stützung des Antrags vorgelegten Studien; dabei handelt es sich um eine Rückmutation- 
Bakterientest-Studie (2), eine Studie über in-vitro-Chromosomenaberrationstests an menschlichen Lymphozyten (3), 
eine Studie über in-vitro-Chromosomenaberrationstests an Lungenfibroblasten des chinesischen Hamsters (4), eine 
Studie über einen in-vivo-Mikronucleus-Test (5), eine 14-Tage-Studie zur oralen Toxizität, eine 90-Tage-Studie zur 
oralen Toxizität (6) sowie eine 28-Tage-Studie zur Nierentoxizität (7). 

(13) Am 18. Februar 2018 erklärte die Behörde' dass bei der Ausarbeitung ihres Gutachtens zu Pyrrolochino­
linchinon-Dinatriumsalz als neuartiges Lebensmittel die Daten aus den Studien über den Rückmutation- 
Bakterientest und den in-vivo-Mikronucleus-Test als Grundlage dafür dienten, die Sicherheitsbedenken in Bezug auf 
die potenzielle Genotoxizität von Pyrrolochinolinchinon-Dinatriumsalz auszuräumen, und die 14-Tage-Studie zur 
oralen Toxizität, die 28-Tage-Studie zur oralen Nierentoxizität und die 90-Tage-Studie zur oralen Toxizität als 
Grundlage für die Bewertung des Toxizitätsprofils von Pyrrolochinolinchinon-Dinatriumsalz sowie zur Festlegung 
der entsprechenden Dosis ohne beobachtbare schädliche Wirkung (NOAEL) dienten (8). Daher wird die 
Auffassung vertreten, dass die Schlussfolgerungen zur Sicherheit von Pyrrolochinolinchinon-Dinatriumsalz nicht 
ohne die Daten aus den unveröffentlichten Berichten über diese Studien hätten gezogen werden können. 

(14)  Nach Eingang der Erklärung der Behörde forderte die Kommission den Antragsteller auf, weitere Gründe für die 
Beantragung des Schutzes der zum Zeitpunkt der Antragstellung unveröffentlichten Studienberichte sowie für den 
Antrag auf ausschließlichen Anspruch auf die Nutzung dieser Studien gemäß Artikel 26 Absatz 2 Buchstaben a 
und b der Verordnung (EU) 2015/2283 geltend zu machen. 

(15)  Des Weiteren hat der Antragsteller erklärt, dass er zum Zeitpunkt der Antragstellung nach nationalem Recht 
Schutz- oder Ausschließlichkeitsrechte an den Studien hielt und dass daher Dritte nicht rechtmäßig auf diese 
Studien zugreifen oder diese nutzen konnten. Die Kommission bewertete alle vom Antragsteller vorgelegten 
Informationen und gelangte zu dem Schluss, dass der Antragsteller die Erfüllung der in Artikel 26 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) 2015/2283 festgelegten Anforderungen hinreichend belegt hat. 

(16)  Dementsprechend sollten die in den Antragsunterlagen des Antragstellers enthaltenen Studien über den 
Rückmutation-Bakterientest und den in-vivo-Mikronucleus-Test, die 14-Tage-Studie zur oralen Toxizität, die 
28-Tage-Studie zur Nierentoxizität und die 90-Tage-Studie zur oralen Toxizität für eine Dauer von fünf Jahren ab 
dem Datum des Inkrafttretens der vorliegenden Verordnung von der Behörde nicht zugunsten eines späteren 
Antragstellers verwendet werden, wie dies in Artikel 26 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2015/2283 vorgesehen 
ist. Folglich sollte das Inverkehrbringen des mit dieser Verordnung zugelassenen neuartigen Lebensmittels 
innerhalb der Union für eine Dauer von fünf Jahren auf den Antragsteller beschränkt werden. 

(17)  Die Beschränkung der Zulassung dieses neuartigen Lebensmittels und der Nutzung der in den Antragsunterlagen 
enthaltenen Studien ausschließlich zugunsten des Antragstellers hindert andere Antragsteller jedoch nicht daran, 
eine Genehmigung für das Inverkehrbringen desselben neuartigen Lebensmittels zu beantragen, sofern der Antrag 
auf rechtmäßig erlangten Informationen basiert, die die Zulassung nach dieser Verordnung stützen. 

(18)  In Anbetracht der beabsichtigten Verwendung in Nahrungsergänzungsmitteln für die allgemeine erwachsene 
Bevölkerung und angesichts der Tatsache, dass der Zulassungsantrag Schwangere und Stillende ausschließt, sollten 
Nahrungsergänzungsmittel, die Pyrrolochinolinchinon-Dinatriumsalz enthalten, diesbezüglich entsprechend 
gekennzeichnet werden. 

(19) In der Richtlinie 2002/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (9) sind Anforderungen an Nahrungser­
gänzungsmittel festgelegt. Die Verwendung von Pyrrolochinolinchinon-Dinatriumsalz sollte unbeschadet der 
genannten Richtlinie genehmigt werden. 
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(20)  Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen 
Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Pyrrolochinolinchinon-Dinatriumsalz gemäß den Angaben im Anhang der vorliegenden Verordnung wird in die 
Unionsliste der zugelassenen neuartigen Lebensmittel der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 aufgenommen. 

(2) Für eine Dauer von fünf Jahren ab dem Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung darf nur der ursprüngliche 
Antragsteller: 

Firma: Mitsubishi Gas Chemical Company, Inc., 

Anschrift: Mitsubishi Building 5-2 Marunouchi 2-chome, Chiyoda-ku, Tokyo 100-8324, Japan, 

in der Union das in Absatz 1 genannte neuartige Lebensmittel in Verkehr bringen, es sei denn, ein späterer Antragsteller 
erhält die Zulassung für das neuartige Lebensmittel ohne Nutzung der nach Artikel 2 dieser Verordnung geschützten 
Daten oder mit Zustimmung der Mitsubishi Gas Chemical Company, Inc. 

(3) Der Eintrag in die Unionsliste gemäß Absatz 1 umfasst die im Anhang der vorliegenden Verordnung festgelegten 
Verwendungsbedingungen und Kennzeichnungsvorschriften. 

(4) Die Zulassung gemäß diesem Artikel gilt unbeschadet der Bestimmungen der Richtlinie 2002/46/EG. 

Artikel 2 

Die in den Antragsunterlagen enthaltenen Studien, auf deren Grundlage das in Artikel 1 genannte neuartige Lebensmittel 
von der Behörde geprüft wurde, die der Antragsteller als geschützt bezeichnet hat und ohne die der Datenschutz nicht 
hätte gewährt werden können, dürfen für die Dauer von fünf Jahren ab dem Datum des Inkrafttretens der vorliegenden 
Verordnung nicht ohne Zustimmung von Mitsubishi Gas Chemical Company, Inc. zugunsten eines späteren 
Antragstellers verwendet werden. 

Artikel 3 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
geändert. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. August 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 wird wie folgt geändert:  

1. In Tabelle 1 (Zugelassene neuartige Lebensmittel) wird die nachstehende Spalte als letzte Spalte eingefügt: 

„Datenschutz“   

2. In Tabelle 1 („Zugelassene neuartige Lebensmittel“) wird an der alphabetisch richtigen Stelle folgender Eintrag eingefügt: 

Zugelassenes neuartiges 
Lebensmittel 

Bedingungen, unter denen das neuartige Lebensmittel 
verwendet werden darf 

Zusätzliche spezifische Kennzeich­
nungsvorschriften 

Sonstige 
Anforde­
rungen 

Datenschutz 

„Pyrrolochinolinchinon- 
Dinatriumsalz 

Spezifizierte Lebensmittelkategorie Höchstgehalte Die Bezeichnung des neuartigen 
Lebensmittels, die in der Kenn­
zeichnung des jeweiligen Lebens­
mittels anzugeben ist, lautet ‚Pyr­
rolochinolinchinon-Dinatrium­
salz‘. 

Auf Nahrungsergänzungsmitteln, 
die Pyrrolochinolinchinon-Dinat­
riumsalz enthalten, sind folgende 
Angaben zu machen: 

Dieses Nahrungsergänzungsmittel 
sollte nur von Erwachsenen, mit 
Ausnahme von Schwangeren und 
Stillenden, verzehrt werden.  

Zugelassen am 2. September 2018. Diese Aufnahme 
erfolgt auf der Grundlage geschützter wissenschaftli­
cher Erkenntnisse und wissenschaftlicher Daten, die 
dem Datenschutz gemäß Artikel 26 der Verordnung 
(EU) 2015/2283 unterliegen. 

Antragsteller: Mitsubishi Gas Chemical Company, 
Inc., Mitsubishi Building 5-2 Marunouchi 2-chome, 
Chiyoda-ku, Tokyo 100-8324, Japan Solange der Da­
tenschutz gilt, darf das neuartige Lebensmittel Pyrro­
lochinolinchinon-Dinatriumsalz nur von Mitsubishi 
Gas Chemical Company, Inc. in der Union in Verkehr 
gebracht werden, es sei denn, ein späterer Antragstel­
ler erhält die Zulassung für das neuartige Lebensmit­
tel ohne Bezugnahme auf die wissenschaftlichen Er­
kenntnisse oder wissenschaftlichen Daten, die dem 
Datenschutz gemäß Artikel 26 der Verordnung (EU) 
2015/2283 unterliegen, oder er hat die Zustimmung 
der Mitsubishi Gas Chemical Company, Inc. 

Zeitpunkt, zu dem der Datenschutz erlischt: 2. Sep­
tember 2023.“ 

Nahrungsergänzungsmittel für 
Erwachsene im Sinne der 
Richtlinie 2002/46/EG, ausge­
nommen solche für Schwan­
gere und Stillende 

20 mg/Tag   

3. In Tabelle 2 (Spezifikationen) wird an der alphabetisch passenden Stelle folgender Eintrag eingefügt: 

Zugelassenes neuartiges 
Lebensmittel Spezifikation 

„Pyrrolochinolinchinon- 
Dinatriumsalz 

Definition: 
Chemische Bezeichnung: Dinatrium-9-carboxy-4,5-dioxo-1H-pyrrolo[5,4-f]chinolin-2,7-dicarboxylat 

Strukturformel: C14H4N2Na2O8 

CAS-Nr.: 122628-50-6 

Molmasse: 374,17 Da  
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Zugelassenes neuartiges 
Lebensmittel Spezifikation 

Beschreibung 
Pyrrolochinolinchinon-Dinatriumsalz ist ein rötlich-braunes Pulver, das von der nicht genetisch veränderten Bakterie Hyphomicrobium denitrificans, 
Stamm CK-275, hergestellt wird 

Merkmale/Zusammensetzung: 
Aussehen: rötlich-braunes Pulver 

Reinheit: ≥ 99,0 % (Trockengewicht) 

UV-Absorption (A322/A259): 0,56 ± 0,03 

UV-Absorption (A233/A259): 0,90 ± 0,09 

Feuchtigkeitsgehalt: ≤ 12,0 % 

Lösungsmittelreste 
Ethanol: ≤ 0,05 % 

Schwermetalle 
Blei: < 3 mg/kg 

Arsen: < 2 mg/kg 

Mikrobiologische Kriterien: 
Gesamtzahl der lebensfähigen Zellen: ≤ 300 KBE/g 

Schimmelpilze/Hefe: ≤ 12 KBE/g 

Coliforme: in 1 g nicht nachweisbar 

Hyphomicrobium denitrificans: ≤ 25 KBE/g 

KBE: koloniebildende Einheiten“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/1123 DER KOMMISSION 

vom 10. August 2018 

zur Genehmigung des Inverkehrbringens von 1-Methylnicotinamidchlorid als neuartiges 
Lebensmittel gemäß der Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates 

sowie zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 der Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über 
neuartige Lebensmittel, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung 
(EG) Nr. 1852/2001 der Kommission (1), insbesondere auf Artikel 12, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß der Verordnung (EU) 2015/2283 dürfen in der Union nur zugelassene und in die Unionsliste 
aufgenommene neuartige Lebensmittel in Verkehr gebracht werden. 

(2)  Gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) 2015/2283 wurde die Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 der 
Kommission (2) erlassen, mit der eine Unionsliste der zugelassenen neuartigen Lebensmittel erstellt wird. 

(3)  Gemäß Artikel 12 der Verordnung (EU) 2015/2283 entscheidet die Kommission über die Zulassung und das 
Inverkehrbringen eines neuartigen Lebensmittels in der Union sowie über die Aktualisierung der Unionsliste. 

(4)  Am 18. September 2013 stellte die Firma Pharmena S.A. (im Folgenden der „Antragsteller“) bei der zuständigen 
Behörde des Vereinigten Königreichs einen Antrag auf Genehmigung des Inverkehrbringens in der Union von 
1-Methylnicotinamidchlorid (1-MNA) als neuartige Lebensmittelzutat im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 
Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates (3). In dem Antrag wird 
die Verwendung von 1-Methylnicotinamidchlorid in Nahrungsergänzungsmitteln für die allgemeine erwachsene 
Bevölkerung, ausgenommen Schwangere und Stillende, beantragt. 

(5) Gemäß Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/2283 werden Anträge auf Genehmigung des Inverkehr­
bringens eines neuartigen Lebensmittels in der Union, die im Einklang mit Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 258/97 bei einem Mitgliedstaat gestellt wurden und über die bis zum 1. Januar 2018 noch keine endgültige 
Entscheidung getroffen worden ist, als Anträge gemäß der Verordnung (EU) 2015/2283 behandelt. 

(6)  Der Antrag auf Genehmigung des Inverkehrbringens von 1-Methylnicotinamidchlorid als neuartiges Lebensmittel 
in der Union wurde im Einklang mit Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 258/97 bei einem Mitgliedstaat gestellt, 
genügt aber gleichzeitig den Anforderungen der Verordnung (EU) 2015/2283. 

(7)  Am 26. November 2015 legte die zuständige Behörde des Vereinigten Königreichs ihren Bericht über die 
Erstprüfung vor. Darin kam sie zu dem Schluss, dass 1-Methylnicotinamidchlorid die Kriterien des Artikels 3 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 258/97 für neuartige Lebensmittelzutaten erfüllt. 

(8)  Am 11. Dezember 2015 leitete die Kommission den Bericht über die Erstprüfung an die übrigen Mitgliedstaaten 
weiter. Innerhalb der in Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 258/97 festgelegten Frist von 
60 Tagen wurden von anderen Mitgliedstaaten begründete Einwände erhoben; sie bezogen sich auf die Sicherheit 
und Verträglichkeit von 1-Methylnicotinamidchlorid und insbesondere auf die Auswirkungen auf die Gesundheit 
der Verbraucher bei langfristiger Aufnahme von 1-MNA, vor allem bei Berücksichtigung der Niacin-Aufnahme 
aus Lebensmitteln einschließlich Nahrungsergänzungsmitteln. 

(9)  In Anbetracht der Einwände der anderen Mitgliedstaaten konsultierte die Kommission am 11. August 2016 die 
Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) und ersuchte sie, eine ergänzende 
Prüfung für 1-Methylnicotinamidchlorid als neuartige Lebensmittelzutat im Einklang mit der Verordnung (EG) 
Nr. 258/97 vorzunehmen. 
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(10)  Am 20. September 2017 nahm die Behörde das wissenschaftliche Gutachten „Scientific Opinion on the safety of 
1-methylnicotinamide chloride as a novel food pursuant to Regulation (EC) No 258/97“ (1) an. Das Gutachten, 
das von der Behörde gemäß der Verordnung (EG) Nr. 258/97 ausgearbeitet und angenommen wurde, steht im 
Einklang mit den Anforderungen des Artikels 11 der Verordnung (EU) 2015/2283. 

(11)  Dieses Gutachten bietet ausreichende Anhaltspunkte dafür, dass 1-Methylnicotinamidchlorid als Zutat in 
Nahrungsergänzungsmitteln bei den beantragten Verwendungen und in den beantragten Verwendungsmengen 
den Kriterien des Artikels 12 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/2283 genügt. 

(12)  Am 25. Januar 2018 beantragte der Antragsteller bei der Kommission den Schutz geschützter Daten für eine 
Reihe von zur Stützung des Antrags vorgelegten Studien; dabei handelt es sich um die Analysemethoden (2), eine 
Toxizitäts- und Pharmakokinetikstudie an Tieren (3), eine Pharmakokinetikstudie an Menschen (4), eine Studie über 
einen In-vitro-Mikronucleus-Test mit menschlichen Lymphozyten (5), eine Studie über den menschlichen 
Fettstoffwechsel (6), eine 90-Tage-Studie zur subchronischen oralen Toxizität (7) sowie eine Studie über die 
Bioverfügbarkeit einer Einzeldosis (8). 

(13) Am 18. Februar 2018 erklärte die Behörde' dass bei der Ausarbeitung ihres Gutachtens zu 1-Methylnicotina­
midchlorid als neuartiges Lebensmittel die Analysemethoden als Grundlage für die Bewertung der Spezifikationen 
und der Zusammensetzung von 1-Methylnicotinamidchlorid dienten, die Studie über einen In-vitro-Mikronucleus- 
Test mit menschlichen Lymphozyten als Grundlage für die Schlussfolgerung diente, dass keine Bedenken 
bezüglich der Genotoxizität von 1-Methylnicotinamidchlorid bestehen, und die 90-Tage-Studie zur oralen 
Toxizität als Grundlage für die Festlegung eines Referenzwerts und zur Bewertung der Frage diente, ob die 
„margin of exposure“ in Bezug auf die beantragte Höchstaufnahmemenge von 1-Methylnicotinamidchlorid 
ausreichend ist. 

(14)  Nach Eingang der Erklärung der Behörde forderte die Kommission den Antragsteller auf, seine Begründung für 
die Beantragung des Schutzes der zum Zeitpunkt der Antragstellung unveröffentlichten Studien sowie für den 
Antrag auf ausschließlichen Anspruch auf die Nutzung dieser Studien gemäß Artikel 26 Absatz 2 Buchstaben a 
und b der Verordnung (EU) 2015/2283 weiter auszuführen. 

(15)  Des Weiteren hat der Antragsteller erklärt, dass er zum Zeitpunkt der Antragstellung nach nationalem Recht 
Schutz- oder Ausschließlichkeitsrechte an den Studien hielt und dass daher Dritte nicht rechtmäßig auf diese 
Studien zugreifen oder diese nutzen konnten. Die Kommission bewertete alle vom Antragsteller vorgelegten 
Informationen und gelangte zu dem Schluss, dass der Antragsteller die Erfüllung der in Artikel 26 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) 2015/2283 festgelegten Anforderungen hinreichend belegt hat. 

(16)  Dementsprechend sollten die Methoden zur Analyse von 1-Methylnicotinamidchlorid, die Studie über einen In- 
vitro-Mikronucleus-Test mit menschlichen Lymphozyten sowie die 90-Tage-Studie zur subchronischen oralen 
Toxizität, die in den Antragsunterlagen des Antragstellers enthalten sind, für eine Dauer von fünf Jahren ab dem 
Datum des Inkrafttretens der vorliegenden Verordnung von der Behörde nicht zugunsten eines späteren 
Antragstellers verwendet werden, wie dies in Artikel 26 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2015/2283 vorgesehen 
ist. Folglich sollte das Inverkehrbringen des mit dieser Verordnung zugelassenen neuartigen Lebensmittels 
innerhalb der Union für eine Dauer von fünf Jahren auf den Antragsteller beschränkt werden. 

(17)  Die Beschränkung der Zulassung dieses neuartigen Lebensmittels und der Nutzung der in den Antragsunterlagen 
enthaltenen Studien ausschließlich zugunsten des Antragstellers hindert andere Antragsteller jedoch nicht daran, 
eine Zulassung für das Inverkehrbringen desselben neuartigen Lebensmittels zu beantragen, sofern der Antrag auf 
rechtmäßig erlangten, außerhalb der Antragsunterlagen verfügbaren Informationen basiert, die die Zulassung 
nach dieser Verordnung stützen. 

(18)  In Anbetracht der beabsichtigten Verwendung in Nahrungsergänzungsmitteln für die allgemeine erwachsene 
Bevölkerung und angesichts der Tatsache, dass der Zulassungsantrag Schwangere und Stillende ausschließt, sollten 
Nahrungsergänzungsmittel, die 1-Methylnicotinamidchlorid enthalten, diesbezüglich entsprechend gekennzeichnet 
werden. 

(19) In der Richtlinie 2002/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (9) sind Anforderungen an Nahrungser­
gänzungsmittel festgelegt. Die Verwendung von 1-Methylnicotinamidchlorid sollte unbeschadet der genannten 
Richtlinie genehmigt werden. 

(20)  Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen 
Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) 1-Methylnicotinamidchlorid gemäß den Angaben im Anhang der vorliegenden Verordnung wird in die Unionsliste 
der zugelassenen neuartigen Lebensmittel der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 aufgenommen. 

(2) Für eine Dauer von fünf Jahren ab dem Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung darf nur der ursprüngliche 
Antragsteller: 

Firma: Pharmena S.A., 

Anschrift: ul. Wolczanska 178, 90 530 Lodz, Polen, 

in der Union das in Absatz 1 genannte neuartige Lebensmittel in Verkehr bringen, es sei denn, ein späterer Antragsteller 
erhält die Zulassung für das neuartige Lebensmittel ohne Nutzung der nach Artikel 2 dieser Verordnung geschützten 
Daten oder mit Zustimmung der Pharmena S.A. 

(3) Der Eintrag in die Unionsliste gemäß Absatz 1 umfasst die im Anhang der vorliegenden Verordnung festgelegten 
Verwendungsbedingungen und Kennzeichnungsvorschriften. 

(4) Die Zulassung gemäß diesem Artikel gilt unbeschadet der Bestimmungen der Richtlinie 2002/46/EG. 

Artikel 2 

Die in den Antragsunterlagen enthaltenen Studien, auf deren Grundlage das in Artikel 1 genannte neuartige Lebensmittel 
von der Behörde geprüft wurde, die der Antragsteller als geschützt bezeichnet hat und ohne die der Datenschutz nicht 
hätte gewährt werden können, dürfen für die Dauer von fünf Jahren ab dem Datum des Inkrafttretens der vorliegenden 
Verordnung nicht ohne Zustimmung von Pharmena S.A. zugunsten eines späteren Antragstellers verwendet werden. 

Artikel 3 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
geändert. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. August 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 wird wie folgt geändert:  

1. In Tabelle 1 (Zugelassene neuartige Lebensmittel) wird die nachstehende Spalte als letzte Spalte eingefügt: 

„Datenschutz“   

2. In Tabelle 1 („Zugelassene neuartige Lebensmittel“) wird an der alphabetisch richtigen Stelle folgender Eintrag eingefügt: 

Zugelassenes neuartiges 
Lebensmittel 

Bedingungen, unter denen das neuartige Lebensmittel 
verwendet werden darf 

Zusätzliche spezifische Kennzeich­
nungsvorschriften 

Sonstige 
Anforde­
rungen 

Datenschutz 

„1-Methylnicotinamid­
chlorid 

Spezifizierte Lebensmittelkategorie Höchstgehalte Die Bezeichnung des neuartigen 
Lebensmittels, die in der Kenn­
zeichnung des jeweiligen Lebens­
mittels anzugeben ist, lautet 
‚1-Methylnicotinamidchlorid‘. 

Auf Nahrungsergänzungsmitteln, 
die 1-Methylnicotinamidchlorid 
enthalten, sind folgende Angaben 
zu machen: 

‚Dieses Nahrungsergänzungsmittel 
sollte nur von Erwachsenen, mit 
Ausnahme von Schwangeren und 
Stillenden, verzehrt werden.‘  

Zugelassen am 2. September 2018. Diese Aufnahme 
erfolgt auf der Grundlage geschützter wissenschaftli­
cher Erkenntnisse und wissenschaftlicher Daten, die 
dem Datenschutz gemäß Artikel 26 der Verordnung 
(EU) 2015/2283 unterliegen. 

Antragsteller: Pharmena S.A., Wolczanska 178, 
90 530 Lodz, Polen. Solange der Datenschutz gilt, 
darf das neuartige Lebensmittel 1-Methylnicotina­
midchlorid nur von Pharmena S.A. in der Union in 
Verkehr gebracht werden, es sei denn, ein späterer 
Antragsteller erhält die Zulassung für das neuartige 
Lebensmittel ohne Bezugnahme auf die wissen­
schaftlichen Erkenntnisse oder wissenschaftlichen 
Daten, die dem Datenschutz gemäß Artikel 26 der 
Verordnung (EU) 2015/2283 unterliegen, oder er 
hat die Zustimmung von Pharmena S.A. 

Zeitpunkt, zu dem der Datenschutz erlischt: 2. Sep­
tember 2023.“ 

Nahrungsergänzungsmittel für 
Erwachsene im Sinne der 
Richtlinie 2002/46/EG, ausge­
nommen solche für Schwan­
gere und Stillende 

58 mg/Tag   

3. In Tabelle 2 (Spezifikationen) wird an der alphabetisch richtigen Stelle folgender Eintrag eingefügt: 

Zugelassenes neuartiges 
Lebensmittel Spezifikation 

„1-Methylnicotinamid­
chlorid 

Definition 
Chemische Bezeichnung: 3-Carbamoyl-1-methyl-pyridiniumchlorid 

Strukturformel: C7H9N2OCl 

CAS-Nr.: 1005-24-9 

Molmasse: 172,61 Da  
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Zugelassenes neuartiges 
Lebensmittel Spezifikation 

Beschreibung 
1-Methylnicotinamidchlorid ist ein weißer oder cremefarbener kristalliner Feststoff und wird durch chemische Synthese gewonnen. 

Merkmale/Zusammensetzung: 
Aussehen: weißer bis cremefarbener kristalliner Feststoff 

Reinheit: ≥ 98,5 % 

Trigonellin: ≤ 0,05 % 

Nicotinsäure: ≤ 0,10 % 

Nicotinamid: ≤ 0,10 % 

Größte unbekannte Verunreinigung: ≤ 0,05 % 

Summe unbekannter Verunreinigungen: ≤ 0,20 % 

Summe aller Verunreinigungen: ≤ 0,50 % 

Löslichkeit: löslich in Wasser und Methanol praktisch unlöslich in 2-Propanol und Dichlormethan 

Feuchtigkeitsgehalt: ≤ 0,3 % 

Verlust bei Trocknung: ≤ 1,0 % 

Glührückstand: ≤ 0,1 % 

Lösungsmittelreste und Schwermetalle 
Methanol: ≤ 0,3 % 

Schwermetalle: ≤ 0,002 % 

Mikrobiologische Kriterien 
Gesamtzahl der aeroben Bakterien: ≤ 100 KBE/g 

Schimmelpilze/Hefe: < 10 KBE/g 

Enterobakterien: in 1 g nicht nachweisbar 

Pseudomonas aeruginosa: in 1 g nicht nachweisbar 

Staphylococcus aureus: in 1 g nicht nachweisbar 

KBE: koloniebildende Einheiten“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/1124 DER KOMMISSION 

vom 10. August 2018 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 des Rates über bestimmte spezifische 
Beschränkungen in den wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen zu Irak 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 des Rates vom 7. Juli 2003 über bestimmte spezifische 
Beschränkungen in den wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen zu Irak und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 2465/96 (1), insbesondere auf Artikel 11 Buchstabe b, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  In Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 sind die staatlichen Organe, Unternehmen und Einrichtungen, 
natürlichen und juristischen Personen, Einrichtungen und Organisationen der ehemaligen Regierung Iraks 
aufgeführt, deren Mittel und wirtschaftliche Ressourcen, die am 22. Mai 2003 außerhalb von Irak belegen waren, 
gemäß dieser Verordnung einzufrieren sind. 

(2)  Am 7. August 2018 hat der Sanktionsausschuss des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen beschlossen, einen 
Eintrag aus der Liste der Personen und Organisationen, deren Gelder und wirtschaftliche Ressourcen einzufrieren 
sind, zu streichen. 

(3)  Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. August 2018 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 

Leiter des Dienstes für außenpolitische Instrumente  
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ANHANG 

In Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 wird folgender Eintrag gestrichen: 

„28.  DIRECTORATE GENERAL OF GEOLOGICAL SURVEY AND MINERAL INVESTIGATION. Adresse: 
P.O. Box 986, Alwiya, Al Sadoon Park Area, Baghdad, Iraq.“  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (GASP) 2018/1125 DES RATES 

vom 10. August 2018 

zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2015/740 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in Südsudan 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 7. Mai 2015 den Beschluss (GASP) 2015/740 (1) über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in Südsudan angenommen. 

(2)  Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 13. Juli 2018 die Resolution 2428 (2018) angenommen, mit 
der insbesondere ein Waffenembargo verhängt wird und zwei Personen in die Liste der Personen und 
Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, aufgenommen werden. 

(3)  Der Beschluss (GASP) 2015/740 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss (GASP) 2015/740 wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ebenfalls untersagt wird, 

a)  unmittelbar oder mittelbar technische Hilfe, Vermittlungsdienste oder sonstige Dienste, einschließlich der 
Bereitstellung bewaffneter Söldner, im Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten oder den in Absatz 1 
genannten Gütern oder der Bereitstellung, Herstellung, Instandhaltung und Verwendung dieser Güter für 
natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Südsudan oder zur Verwendung in 
Südsudan zu erbringen; 

b)  unmittelbar oder mittelbar Finanzmittel oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten oder 
den in Absatz 1 genannten Gütern, insbesondere Zuschüsse, Darlehen und Ausfuhrkreditversicherungen, sowie 
Versicherungen und Rückversicherungen, für den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr dieser 
Güter oder für damit zusammenhängende technische Hilfe, Vermittlungsdienste oder sonstige Dienste für 
natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Südsudan oder zur Verwendung in 
Südsudan zu gewähren; 

c)  wissentlich und vorsätzlich an Aktivitäten teilzunehmen, mit denen die Umgehung der unter Buchstabe a oder b 
genannten Maßnahmen bezweckt oder bewirkt wird.“  

2. Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 2 

Artikel 1 findet keine Anwendung auf den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von 

a)  Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern sowie Ausbildung und Hilfe, die ausschließlich für die Unterstützung des 
Personals der VN, einschließlich der Mission der Vereinten Nationen in der Republik Südsudan (UNMISS) und der 
Interims-Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen für Abyei (UNISFA) oder zur Nutzung durch sie bestimmt sind; 

b)  nichtletaler militärischer Ausrüstung, die ausschließlich für humanitäre oder Schutzzwecke bestimmt ist, und 
damit zusammenhängender technischer Hilfe oder Ausbildung, soweit dies dem Ausschuss des Sicherheitsrats 
nach der Resolution 2206 (2015) (im Folgenden ‚Ausschuss‘) im Voraus angekündigt wurde; 

c)  Schutzkleidung, einschließlich kugelsicherer Westen und Militärhelmen, die von Personal der VN, 
Medienvertretern, humanitären Helfern und Entwicklungshelfern sowie zugehörigem Personal ausschließlich zum 
persönlichen Gebrauch vorübergehend nach Südsudan ausgeführt wird; 
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d)  Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern, die vorübergehend von den Truppen eines Staates nach Südsudan 
ausgeführt werden, der im Einklang mit dem Völkerrecht ausschließlich und unmittelbar zu dem Zweck tätig 
wird, den Schutz oder die Evakuierung seiner Staatsangehörigen sowie von Personen, für die er die konsularische 
Verantwortung in Südsudan hat, zu erleichtern, soweit dies dem Ausschuss angekündigt wurde; 

e)  Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern sowie technischer Ausbildung und Hilfe für den Regionalen 
Einsatzverband der Afrikanischen Union oder zu seiner Unterstützung, die ausschließlich für regionale Einsätze 
gegen die Widerstandsarmee des Herrn bestimmt sind, soweit dies dem Ausschuss im Voraus angekündigt wurde; 

f)  Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern sowie technischer Ausbildung und Hilfe, die ausschließlich zur 
Unterstützung der Umsetzung des Friedensabkommens bestimmt sind, soweit dies von dem Ausschuss im Voraus 
genehmigt wurde; 

g)  sonstige Verkäufe oder Lieferungen von Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern oder die Bereitstellung von Hilfe 
oder Personal, sofern sie von dem Ausschuss im Voraus genehmigt wurden.“  

3. Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 2a 

(1) Die Mitgliedstaaten überprüfen in Abstimmung mit ihren nationalen Behörden und nach Maßgabe ihrer und 
Rechts-vorschriften und im Einklang mit dem Völkerrecht in ihrem Hoheitsgebiet, einschließlich ihrer Seehäfen und 
Flughäfen, alle Ladungen auf dem Weg nach Südsudan, falls sie über Informationen verfügen, die hinreichende 
Gründe für die Annahme liefern, dass die Ladung Gegenstände enthält, deren Lieferung, Verkauf, Weitergabe oder 
Ausfuhr nach Artikel 1 verboten ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten beschlagnahmen und entsorgen (sei es durch Vernichtung, Unbrauchbar-machung, 
Lagerung oder Weitergabe an einen anderen Staat als die Herkunfts- oder Zielstaaten zum Zwecke der Entsorgung) 
die von ihnen entdeckten Gegenstände, deren Lieferung, Verkauf, Weitergabe oder Ausfuhr nach Artikel 1 untersagt 
ist.“  

4. Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a)  vom Sicherheitsrat oder vom Ausschuss im Einklang mit den Ziffern 6, 7, 8 und 9 der Resolution 2206 (2015) 
und mit Ziffer 14 der Resolution 2428 (2018) benannte Personen, die in Anhang I dieses Beschlusses aufgeführt 
sind;“.  

5. Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a)  vom Sicherheitsrat oder vom Ausschuss im Einklang mit den Ziffern 6, 7, 8 und 12 der Resolution 2206 (2015) 
und mit Ziffer 14 der Resolution 2428 (2018) benannte Personen und Organisationen, die in Anhang I dieses 
Beschlusses aufgeführt sind;“. 

Artikel 2 

Anhang I des Beschlusses (GASP) 2015/740 wird gemäß Anhang I dieses Beschlusses geändert. 

Artikel 3 

Anhang II des Beschlusses (GASP) 2015/740 wird gemäß Anhang II dieses Beschlusses geändert. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 10. August 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. BLÜMEL  
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ANHANG I 

Die folgenden Personen werden in die Liste im Anhang I des Beschlusses (GASP) 2015/740 aufgenommen: 

„7. Malek REUBEN RIAK RENGU (alias: a) Malek Ruben) 

Titel: Generalleutnant 

Funktion: a) Stellvertretender Generalstabschef für Logistik, b) Stellvertretender Stabschef der Verteidigungskräfte und 
Generalinspekteur der Regierungsarmee 

Geburtsdatum: 1. Januar 1960 

Geburtsort: Yei, Südsudan 

Staatsangehörigkeit: Südsudan 

Tag der Benennung durch die VN: 13. Juli 2018 

Sonstige Angaben: Als Stellvertretender Stabschef der SPLA für Logistik war Riak einer der ranghohen Amtsträger der 
Regierung Südsudans, die 2015 eine Offensive im Bundesstaat Unity planten und beaufsichtigten, die weitreichende 
Zerstörungen und die Vertreibung großer Bevölkerungsteile zur Folge hatte. 

Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die 
Aufnahme in die Liste: 

Malek Ruben Riak wurde am 13. Juli 2018 gemäß Ziffer 6, Ziffer 7 Buchstabe a und Ziffer 8 der Resolution 2206 
(2015), die in der Resolution 2418 (2018) bekräftigt wurden, in die Liste aufgenommen wegen ‚Handlungen oder 
Politiken, die den Frieden, die Sicherheit oder die Stabilität Südsudans bedrohen‘; ‚Handlungen oder Politiken, die die 
Ausweitung oder Verlängerung des Konflikts im Südsudan […] bezwecken oder bewirken‘ und als Anführer ‚einer 
Einrichtung […], einschließlich jeder südsudanesischen Regierung, Opposition, Miliz oder sonstigen Gruppe, die eine der 
in den Ziffern 6 und 7 beschriebenen Aktivitäten begangen hat oder deren Mitglieder eine solche begangen haben‘ und 
gemäß Ziffer 14 Buchstabe e dieser Resolution wegen der ‚Planung, Steuerung oder Begehung sexueller und geschlechts­
spezifischer Gewalthandlungen in Südsudan‘. 

Laut dem Bericht der Sachverständigengruppe für Südsudan vom Januar 2016 (S/2016/70) gehörte Riak einer Gruppe 
ranghoher Sicherheitsbeamter an, die ab Januar 2015 eine Offensive gegen die SPLM-IO im Bundesstaat Unity planten 
und anschließend die Durchführung dieser Offensive ab Ende April 2015 beaufsichtigten. Anfang 2015 begann die 
Regierung Südsudans, Jugendliche der Bul Nuer zu bewaffnen, um ihre Teilnahme an der Offensive zu fördern. Die 
meisten Jugendlichen der Bul Nuer hatten bereits Zugang zu AK-Sturmgewehren, doch für die Fortführung ihrer Einsätze 
war Munition entscheidend. Die Sachverständigengruppe berichtete, dass Beweise, einschließlich Aussagen militärischer 
Quellen, vorlägen, wonach Gruppen von Jugendlichen vom Hauptquartier der SPLA speziell für die Offensive mit 
Munition beliefert worden seien. Riak war zu dieser Zeit der Stellvertretende Stabschef der SPLA für Logistik. Die 
Offensive führte zur systematischen Zerstörung von Dörfern und Infrastruktur, zur Vertreibung der lokalen Bevölkerung, 
zur wahllosen Tötung und Folterung von Zivilpersonen, zum weit verbreiteten Einsatz sexueller Gewalt, auch gegen 
ältere Menschen und Kinder, zur Entführung und Einziehung von Kindern als Soldaten und zur Vertreibung großer 
Bevölkerungsteile. Nach der weitgehenden Zerstörung des südlichen und des zentralen Teils des Bundesstaates 
veröffentlichten zahlreiche Medien und humanitäre Organisationen sowie die Mission der Vereinten Nationen in 
Südsudan (UNMISS) Berichte über das Ausmaß der begangenen Rechtsverletzungen. 

8. Paul MALONG AWAN (alias: a) Paul Malong Awan Anei, b) Paul Malong, c) Bol Malong) 

Titel: General 

Funktion: a) Ehemaliger Stabschef der Sudanesischen Volksbefreiungsarmee (SPLA), b) Ehemaliger Gouverneur des 
Bundesstaats Northern Bahr el-Ghazal 

Geburtsdatum: a) 1962, b) 4. Dezember 1960, c) 12. April 1960 

Geburtsort: Malualkon, Südsudan 

Staatsangehörigkeit: a) Südsudan, b) Uganda 

Reisepass-Nr.: a) Südsudan: Nr. S00004370, b) Südsudan: Nr. D00001369, c) Sudan: Nr. 003606, d) Sudan: Nr. 00606, 
e) Sudan: Nr. B002606 

Tag der Benennung durch die VN: 13. Juli 2018 

Sonstige Angaben: Als Generalstabschef der SPLA weitete Malong den Konflikt in Südsudan durch Verstöße gegen das 
Abkommen über die Einstellung der Feindseligkeiten und das Abkommen von 2015 über die Beilegung des Konflikts in 
der Republik Südsudan aus oder verlängerte ihn. Berichten zufolge leitete er Versuche, den Oppositionsführer Riek 
Machar zu töten. Er befahl Einheiten der SPLA, den Transport humanitärer Hilfsgüter zu verhindern. Unter der Führung 
Malongs griff die SPLA Zivilpersonen, Schulen und Krankenhäuser an und vertrieb Zivilpersonen, ließ sie verschwinden, 
nahm willkürliche Inhaftierungen von Zivilpersonen vor und folterte und vergewaltigte. Malong mobilisierte die 
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Dinka-Stammesmiliz Mathiang Anyoor, die Kindersoldaten einsetzt. Unter seiner Führung schränkte die SPLA den 
Zugang der UNMISS, der Gemeinsamen Überwachungs- und Evaluierungskommission und des Mechanismus zur 
Überwachung der Waffenruhe und der Einhaltung der Übergangs-Sicherheitsbestimmungen zu Orten ein, an denen sie 
Rechtsverletzungen untersuchen und dokumentieren wollten. 

Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die 
Aufnahme in die Liste: 

Paul Malong Awan wurde am 13. Juli 2018 gemäß Ziffer 6, Ziffer 7 Buchstaben a, b, c, d, f und Ziffer 8 der Resolution 
2206 (2015), die in Resolution 2418 (2018) bekräftigt wurden, in die Liste aufgenommen wegen ‚Handlungen oder 
Politiken, die die Ausweitung oder Verlängerung des Konflikts in Südsudan oder die Behinderung der Aussöhnung oder 
von Friedensgesprächen oder -prozessen bezwecken oder bewirken, einschließlich Verstößen gegen das Abkommen über 
die Einstellung der Feindseligkeiten‘; ‚Handlungen oder Politiken, die die Übergangsabkommen gefährden oder den 
politischen Prozess in Südsudan untergraben‘; ‚gezielte[r] Angriffe auf Zivilpersonen, namentlich Frauen und Kinder, 
durch die Begehung von Gewalthandlungen (darunter Tötung, Verstümmelung, Folter oder Vergewaltigung oder andere 
sexuelle Gewalt), Entführungen, Verschwindenlassen, Vertreibung oder Angriffe auf Schulen, Krankenhäuser, religiöse 
Stätten oder Orte, an denen Zivilpersonen Zuflucht suchen, oder durch Handlungen, die schwere Menschenrechts­
übergriffe oder -verletzungen oder Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht darstellen‘; der ‚Planung, Steuerung oder 
Begehung von Handlungen in Südsudan, die gegen die anwendbaren internationalen Menschenrechtsnormen oder das 
anwendbare humanitäre Völkerrecht verstoßen, oder von Handlungen, die Menschenrechtsübergriffe darstellen‘; des 
‚Einsatz[es] oder [der] Einziehung von Kindern durch bewaffnete Gruppen oder bewaffnete Kräfte im Zusammenhang 
mit dem bewaffneten Konflikt in Südsudan‘; ‚der Behinderung der Tätigkeit der internationalen Friedenssicherungs-, 
diplomatischen oder humanitären Missionen in Südsudan, einschließlich des Überwachungs- und Verifikationsme­
chanismus der Zwischenstaatlichen Behörde für Entwicklung, oder der Bereitstellung oder Verteilung humanitärer Hilfe 
oder des Zugangs dazu‘ und als Anführer ‚einer Einrichtung […], einschließlich jeder südsudanesischen Regierung, 
Opposition, Miliz oder sonstigen Gruppe, die eine der in den Ziffern 6 und 7 beschriebenen Aktivitäten begangen hat 
oder deren Mitglieder eine solche begangen haben‘. 

Malong diente vom 23. April 2014 bis Mai 2017 als Generalstabschef der SPLA. In seiner früheren Stellung als 
Generalstabschef weitete Malong den Konflikt in Südsudan durch Verstöße gegen das Abkommen über die Einstellung 
der Feindseligkeiten und das Abkommen von 2015 über die Beilegung des Konflikts in der Republik Südsudan aus oder 
verlängerte ihn. Anfang August 2016 leitete Malong Berichten zufolge Versuche, den südsudanesischen 
Oppositionsführer Riek Machar zu töten. Malong setzte sich wissentlich über die Weisungen von Präsident Salva Kiir 
hinweg und ordnete die mit Panzern, Kampfhubschraubern und Infanterie geführten Angriffe vom 10. Juli 2016 auf den 
Wohnsitz Machars und die Basis ‚Dschebel‘ der Sudanesischen Volksbefreiungsbewegung in Opposition (SPLM-IO) an. 
Malong beaufsichtigte persönlich vom Hauptquartier der SPLA aus die Versuche, Machar abzufangen. Anfang August 
2016 wollte Malong, dass die SPLA den mutmaßlichen Aufenthaltsort Machars sofort angriff, und er informierte die 
Befehlshaber der SPLA, dass Machar nicht lebend zu ergreifen sei. Darüber hinaus deuten Informationen darauf hin, dass 
Malong Anfang 2016 Einheiten der SPLA befahl, den Transport humanitärer Hilfsgüter über den Nil zu verhindern, wo 
Zehntausende Zivilpersonen Hunger litten, und behauptete, die Nahrungsmittelhilfe würde nicht an Zivilpersonen, 
sondern an Milizen geleitet. Aufgrund der Befehle Malongs konnten Nahrungsmittellieferungen mindestens zwei Wochen 
lang den Nil nicht überqueren. 

Während seiner gesamten Amtszeit als Generalstabschef der SPLA war Malong für die Begehung schwerer Rechtsver­
letzungen, darunter Angriffe auf Zivilpersonen, Vertreibungen, Verschwindenlassen, willkürliche Inhaftierungen, Folter 
und Vergewaltigung, durch die SPLA und die mit ihr verbündeten Kräfte verantwortlich. Unter der Führung Malongs 
startete die SPLA gezielte Angriffe auf die Zivilbevölkerung und tötete vorsätzlich unbewaffnete und fliehende 
Zivilpersonen. Allein im Gebiet Yei dokumentierten die Vereinten Nationen zwischen Juli 2016 und Januar 2017 
114 Tötungen von Zivilpersonen durch die SPLA und die mit ihr verbündeten Kräfte. Die SPLA griff vorsätzlich Schulen 
und Krankenhäuser an. Im April 2017 befahl Malong der SPLA angeblich, alle Menschen, einschließlich Zivilpersonen, 
aus dem Umkreis von Wau zu entfernen. Berichten zufolge hielt Malong die Truppen der SPLA nicht dazu an, 
Zivilpersonen nicht zu töten, und Personen, die verdächtigt wurden, Rebellen zu verstecken, wurden als legitime Ziele 
angesehen. 

Einem Bericht der Untersuchungskommission der Afrikanischen Union für Südsudan vom 15. Oktober 2014 zufolge 
war Malong für die Massenmobilisierung der Dinka-Stammesmiliz Mathiang Anyoor verantwortlich, die, wie vom 
Mechanismus zur Überwachung der Waffenruhe und der Einhaltung der Übergangs-Sicherheitsbestimmungen 
dokumentiert, Kindersoldaten einsetzt. 

Unter Malongs Führung der SPLA schränkten die Regierungskräfte regelmäßig den Zugang der UNMISS, der 
Gemeinsamen Überwachungs- und Evaluierungskommission und des Mechanismus zur Überwachung der Waffenruhe 
und der Einhaltung der Übergangs-Sicherheitsbestimmungen ein, wenn diese Rechtsverletzungen zu untersuchen und zu 
dokumentieren suchten. So versuchte beispielsweise am 5. April 2017 eine gemeinsame Patrouille der Vereinten 
Nationen und des Mechanismus zur Überwachung der Waffenruhe und der Einhaltung der Übergangs-Sicherheitsbe­
stimmungen, Zugang nach Pajok zu erlangen, wurde jedoch von Soldaten der SPLA abgewiesen.“  
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ANHANG II 

Die Einträge zu folgenden Personen werden aus Anhang II des Beschlusses (GASP) 2015/740 gestrichen: 

—   1. Paul Malong; 

—   3. Malek Reuben Riak.  
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BESCHLUSS (GASP) 2018/1126 DES RATES 

vom 10. August 2018 

zur Änderung des Beschlusses 2013/184/GASP betreffend restriktive Maßnahmen gegen 
Myanmar/Birma 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 22. April 2013 den Beschluss 2013/184/GASP (1) betreffend restriktive Maßnahmen gegen 
Myanmar/Birma angenommen. 

(2)  Der Rat hat am 25. Juni 2018 den Beschluss (GASP) 2018/900 (2) angenommen, mit dem sieben Personen zu 
der Liste der im Anhang des Beschlusses 2013/184/GASP genannten natürlichen und juristischen Personen, 
Organisationen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, hinzugefügt wurden. 

(3)  Es sind aktualisierte Informationen zu mehreren Einträgen in der Liste eingegangen. 

(4)  Der Anhang des Beschlusses 2013/184/GASP sollte entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang des Beschlusses 2013/184/GASP wird nach Maßgabe des Anhangs des vorliegenden Beschlusses geändert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 10. August 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. BLÜMEL  

13.8.2018 L 204/53 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) Beschluss 2013/184/GASP des Rates vom 22. April 2013 betreffend restriktive Maßnahmen gegen Myanmar/Birma und zur Aufhebung 
des Beschlusses 2010/232/GASP (ABl. L 111 vom 23.4.2013, S. 75). 

(2) Beschluss (GASP) 2018/900 des Rates vom 25. Juni 2018 zur Änderung des Beschlusses 2013/184/GASP betreffend restriktive 
Maßnahmen gegen Myanmar/Birma (ABl. L 160 I vom 25.6.2018, S. 9.). 



ANHANG 

Die Einträge 1, 3, 4 und 5 in der im Anhang des Beschlusses 2013/184/GASP enthaltenen Liste von Personen und 
Einrichtungen werden durch die folgenden Einträge ersetzt:  

Name Angaben zur Identität Begründung 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

„1. Aung Kyaw 
Zaw 

Geburtsdatum: 
20. August 1961 

Reisepass-Nr. 
DM000826 

Ausstellungsdatum: 
22. November 2011 

Datum des Ablaufs der 
Gültigkeit: 
21. November 2021 

Militärische Kennziffer: 
BC 17444 

Generalleutnant Aung Kyaw Zaw war von August 
2015 bis Ende 2017 Befehlshaber des Büros für 
Sondereinsätze Nr. 3 der Streitkräfte Myanmars 
(Tatmadaw). Das Büro für Sondereinsätze Nr. 3 
überwachte den Kommandobereich West, und in 
diesem Zusammenhang ist Generalleutnant Aung 
Kyaw Zaw für die vom Kommandobereich West 
begangenen Gräueltaten und schweren Men­
schenrechtsverletzungen gegen die Bevölkerungs­
gruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine 
während dieses Zeitraums verantwortlich. Dazu 
zählen rechtswidrige Tötungen, sexuelle Gewalt 
und das systematische Niederbrennen von Häu­
sern und Gebäuden der Rohingya. 

25.6.2018 

3. Than Oo Geburtsdatum: 
12. Oktober 1973 

Militärische Kennziffer: 
BC 25723 

Brigadegeneral Than Oo ist Befehlshaber der 
99. Leichten-Infanterie-Division der Streitkräfte 
Myanmars (Tatmadaw). In diesem Zusammen­
hang ist er verantwortlich für die von der 
99. Leichten-Infanterie-Division begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverlet­
zungen gegen die Bevölkerungsgruppe der Roh­
ingya im Bundesstaat Rakhine während der zwei­
ten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechtswidrige 
Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische 
Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der 
Rohingya. 

25.6.2018 

4. Aung Aung Militärische Kennziffer: 
BC 23750 

Brigadegeneral Aung Aung ist Befehlshaber der 
33. Leichten-Infanterie-Division der Streitkräfte 
Myanmars (Tatmadaw). In diesem Zusammen­
hang ist er verantwortlich für die von der 
33. Leichten-Infanterie-Division begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverlet­
zungen gegen die Bevölkerungsgruppe der Roh­
ingya im Bundesstaat Rakhine während der zwei­
ten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechtswidrige 
Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische 
Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der 
Rohingya. 

25.6.2018 

5. Khin Maung 
Soe  

Brigadegeneral Khin Maung Soe ist Befehlshaber 
des Militärischen Einsatzkommandos 15 — mit­
unter auch als 15. Leichte-Infanterie-Division be­
zeichnet — der Streitkräfte Myanmars (Tatma­
daw), zu der das Infanteriebataillon Nr. 564 
gehört. In diesem Zusammenhang ist er verant­
wortlich für die vom Militärischen Einsatzkom­
mando 15 und insbesondere vom Infanterieba­
taillon Nr. 564 begangenen Gräueltaten und 
schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die 
Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bundes­
staat Rakhine während der zweiten Jahreshälfte 
2017. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen, se­
xuelle Gewalt und das systematische Niederbren­
nen von Häusern und Gebäuden der Rohingya. 

25.6.2018“   
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